PkUTUS 


Hritiſche Nochenſchrift für Polls wirtſchaft u. Kinanzwefen 


Man abonniert beim 
Dnißhandel, bei der Poff und 


Nachdruch verboten 


| 
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Reichenbach. sinisten: Handelshosfenulkunf 


Im Schleſierland kriſelt es bedenklich. Nach⸗ 
dem vor ganz kurzer Zeit erſt der Konkurs der 
hochangeſehenen Firma Knappe & Thomas in 
Jauer über die Stadt, die der Berliner meiſt 
nur nach ihren Würſten kennt, Unglück und 
Geldnot gebracht hat, haben nun im ſchleſiſchen 
Reichenbach gleich zwei alte, eingeſeſſene Firmen 
ihre Schalter ſchließen müſſen. Die Nachricht 
von dem Zuſammenbruch der Firma F. W. Weiß 
kam in Breslau und Berlin ziemlich unerwartet. 
Denn das Haus, das ſeit 1804 beſtand und deſſen 
einer Mitinhaber vor zwei Jahren mit allen 
Ehren zu Grabe geleitet wurde, erfreute ſich 
eines hohen Anſehens. Geſchäftsleute aus 
Reichenbach, die von berliner Zeitungredaktionen 
telephoniſch angerufen wurden, gerieten in hef- 
tigſte Erregung bei der Kunde von dem Bank⸗ 
bruch in ihrem Städtchen. Gerade bei Weiß, 
deſſen Mitinhaber, Herr Opitz, ein eifriges Mit⸗ 
glied des Stadtverordnetenkollegiums war, hatten 
viele Leute aus der Gegend ihre Spargroſchen 
hinterlegt. Nur die Reichenbacher Konkurrenz 
ſcheint ſchon lange der Firma gegenüber ſkeptiſch 
geweſen zu ſein. Denn vor einiger Zeit drohte 
eine Beleidigungklage zwiſchen Herrn Opitz 
und ſeinem Kollegen und Konkurrenten Friedrich 
von Einem. Herr von Einem, der ſeit dem 
Jahre 1886 als Bankier in Reichenbach etabliert 
war, ſollte, ſo hieß es damals, einem Kunden, 
der ihm einen nicht ganz einwandfreien Wechſel 
zum Diskont anbot, geſagt haben: „Solch einen 
Wechſel können Sie bei Weiß, aber nicht 
bei mir diskontieren.“ Es ſollen denn auch 
im weſentlichen Wechſeltransaktionen geweſen 
ſein, die die Zahlungeinſtellung von Weiß 
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verurſachten, und es iſt eine Ironie des 
Schickſals, daß die Firma Friedrich von Einem, 
deren Inhaber die Geſchäftsmethoden ſeines 
Konkurrenten für gefährlich hielt, in den Zu⸗ 
ſammenbruch der Firma Weiß hineingezogen 
und ebenfalls dazu gezwungen wurde, diejenigen, 
die die ihr anvertrauten Erſparniſſe von ihr 
zurückverlangten, abzuweiſen. Nun herrſcht Er⸗ 
regung und Bitterkeit in Reichenbach. Weniger 
über die Tatſache des Zuſammenbruchs, als über 
gewiſſe Begleiterſcheinungen. Man erfuhr, daß ſo⸗ 
wohl Frau Opitz als auch die noch haftende Witwe 
des früheren Inhabers Weiß nach Verkauf ihrer 
Möbel und unter Mitnahme verſchiedener ihnen 
gehörigen Wertgegenſtände das ſchleſiſche Städt⸗ 
chen vor der offiziellen Publikation der Zahlung⸗ 
einſtellung verlaſſen hatten. Vielleicht ſind die 
beiden Frauen zu dieſer Handlungweiſe durch 
die Vorgänge veranlaßt worden, die ſich in 
Jauer bei der Beerdigung des Kommerzienrats 
Knappe vor dem Trauerhauſe abgeſpielt hatten. 
Dort hätte nicht viel gefehlt und die Witwe 
wäre inſultiert und der Sarg demoliert worden. 
Immerhin lag die Situation in Reichenbach in⸗ 
ſofern etwas anders, als (wenn die bis jetzt vor⸗ 
liegenden Nachrichten erſchöpfend find) keinerlei 
Unregelmäßigkeiten in den Depots vorge- 
kommen ſind. 

Die bequeme und ertragreiche Rolle des 
tertius gaudens ſpielen wieder die Banken. 
Diesmal die Deutſche Bank, die in Schleſien 
durch das Medium des „eingeborenen“ Schle⸗ 
ſiſchen Bankvereins in die Erſcheinung tritt. 
Der Bankverein (der übrigens ſeine Schweidnitzer 
Kommandite Hugo Scherzer ebenfalls übernimmt) 


errichtet in Reichenbach eine Filiale und hat be- 
reits in den Tagen des Trubels dort eine Not⸗ 
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zahlſtelle aufgemacht, um die Einzahlungen 


derer entgegenzunehmen, die ſich den heimiſchen 
Bankiers nicht mehr anvertrauen wollten. So 
ſchwindet ein Zweig nach dem anderen am 
Baume der Privatbankierherrlichkeit dahin und 
keinerlei Diskuſſionen auf Bankiertagen und 
Kongreſſen werden dieſe Entwicklung aufhalten. 
Gerade die Fälle Weiß und von Einem haben 
ja doch etwas Typiſches. Beide Firmen ſind 
nicht von Betrügern zugrunde gerichtet. Die 
Inhaber beider Geſchäfte ſcheiden mit erheb⸗ 
lichen Schulden, aber doch ohne daß ihre kauf⸗ 
männiſche Ehre angetaſtet iſt, vom Schauplatz. 
Ihr Verhängnis war der enge Geſchäftskreis, 
der dem Privatbankier heute noch bleibt. Dabei 
hatten beide ein gutes Geſchäft, genoſſen Ver⸗ 
trauen bei den kapitalkräftigen Sparern in der 
Stadt und im Kreiſe und hatten eine zahlreiche 
Klientele. Aber der Charakter dieſer Klientele 
iſt ſymptomatiſch: Geſchäftsleute, die in der 
Schleſiſchen Bankzentrale, in Breslau nicht leicht 
oder viel genug borgen konnten, liehen bei ihnen, 
und beſonders bei Weiß ſchienen die ſpekulativen 
Geiſter der Umgegend erhebliche Börſen⸗ 
engagements zu haben. Man ſpricht von ſehr 
großen Verluſten, die auf den Weißſchen 
Engagements lagen, die an der berliner Börſe 
zur Löſung kamen. Möglich, freilich, daß ein 
Teil dieſer Engagements eigene Spekulationen 
des Herrn Opitz waren, viel wahrſcheinlicher 
aber, daß es ſich hier um Realiſationen für die 
Kunden handelte, die auf den Schrecken des 
Balkankrieges nicht gefaßt waren und ſich nun 
plötzlich vor Verluſten ſahen, die ſie nicht be⸗ 
gleichen konnten. Darin liegt ja eben die Zwick⸗ 
mühle, in der der Privatbankier ſich befindet: 
Entweder hat er infolge der Konkurrenz der 
Großbanken keine Kundſchaft, dann verdient er 
nichts, zehrt langſam das Vermögen auf und 
bricht meiſtens bei ſchlechten Konjunkturen an 
den Spekulationen zuſammen, die er unter⸗ 
nimmt, um das immer größer werdende Loch 
im Vermögen zu ſtopfen. Oder: der Privat⸗ 
bankier hat Kundſchaft, ſo kann er ſich hübſche 
Zinſen und Proviſionen verbuchen, ſolange wie 
die Konjunktur gut iſt; dagegen muß er bei 
Börſen⸗ oder Kreditkataſtrophen ſich an den 
Debetſalden und Börſendifferenzen verbluten, 
die die Kundſchaft nicht bezahlt. Da empfindet 
man beinahe noch Hochachtung vor Männern, 
die den Mut zum Schlußſtrich finden und auf 
das letzte Verzweiflungmittel verzichten, in der 
Hoffnung auf die Möglichkeit des Wiedererſatzes 
fremdes Eigentum anzugreifen. 

Der Fall Weiß ruft uns wieder ins Ge⸗ 
dächtnis, welch ein riskantes Geſchäft, bei Lichte 
beſehen, die Ausführungen von Börſenkom⸗ 
miſſionen für den Bankier ſind. Die Leute, die 
in der Lage find, 50% oder gar mehr Einſchuß 
zu leiſten, werden von den Banken eingefangen. 
Die Kundſchaft, die dem Bankier verbleibt, kann 
im beſten Fall 15—20 % Anzahlung leiſten oder 
Depot ſtellen. Was aber wollen 15 20% jagen? 


Gewiß, der Bankier iſt berechtigt, die Engage⸗ 
ments eventuell zwangsweiſe glatt zu ſtellen, 
wenn der Einſchuß verloren iſt. Aber, wenn 
wir ſelbſt annehmen wollen, daß der Bankier 
keine Skrupel trägt, ſich durch ſcharfes Vorgehen 
ſeine Kundſchaft zu verderben, ſo wird in 
Sturmzeiten oft (wenn nicht überhaupt immer) 
bevor der Kursfall vom Börſenplatz bekannt ge⸗ 
worden und der Kunde gemahnt iſt, ſo viel ver⸗ 
loren ſein, wie der Kunde nicht bezahlen kann. 
Der anſtändige Bankier, der ſeine Orders aus⸗ 
führt, iſt aber dem Zentralbankier für den ganzen 
Betrag haftbar und dem, was ihm der Kunde 
nicht zahlt, ſteht das gegenüber, was er unweiger⸗ 
lich an den Zentralbankier zahlen muß, ſolange 
wie er nicht ſeine Inſolvenz erklärt. 

Die Erkenntnis dieſer Sachlage iſt es weſent⸗ 
lich, die das immer ſtärkere Emporwachſen der 
Schädlinge im Bankgewerbe, der Bucketſhops, 
begünſtigt. Der Schwindelbankier kann durch 
die kleinſten Einſchüſſe die Kundſchaft locken. 
Denn er führt die Aufträge, die er von ſeinen 
Kunden erhält, nicht an irgendeinem Börſenplatz 
aus, ſondern hält, ähnlich wie der Buchmacher, 
die Wette ſelbſt. Der Schwindelbankier fühlt 
ſich nicht als Kommiſſionär, der gelegentlich ein⸗ 
mal als Selbſtkontrahent ſeinem Kunden gegen⸗ 
übertritt, ſondern er erklärt, Eigenhändler zu 
ſein; er verkauft dem Kunden, was dieſer kauft, 
und kauft vom Kunden, was dieſer verkauft. 
Es iſt in der Tat etwas ähnliches um den 
Inhaber des Bucketſhops, wie um den Buch⸗ 
macher. In Deutſchland wird der Buchmacher, 
um den Totaliſator zu ſchützen und außerdem 
auch als gewerbsmäßiger Glücksſpieler beſtraft. 
In anderen Ländern iſt die Buchmacherzunft 
konzeſſionierte Gilde. Ich halte das Buchmachen 
vom ſittlichen Standpunkt für nicht beſſer, aber 
durchaus auch nicht für ſchlechter, als manches 
Gewerbe, das in Deutſchland erlaubt iſt, und 
deſſen ausübende Mitglieder mit Titeln, Orden 
und Medaillen geſchmückt herumlaufen. Mir 
kann es auch gar keinen Unterſchied machen, 
ob einer einem Kunden, der durchaus glaubt, 
daß Phönix ſteigen müſſen, dieſe Aktien anfixt, 
oder ob er ſich hundert Mark dafür zahlen läßt, 
daß er, wenn Roſinante vom King Bell aus 
der Beatrice ſiegt, das zehnfache an den heraus⸗ 
zahlt, der auf ſeine richtige Meinung den blauen 
Lappen gewagt hat. Das Gefährliche und Be⸗ 
trügeriſche des Bucketſhop liegt auf einem ganz 
anderen Gebiet. Der Buchmacher nimmt Wetten 
auf jedes Pferd an, ohne das eine zu empfehlen 
oder vom anderen abzuraten. Er kann das 
auch tun und hat doch immer noch erhebliche 
Chancen, weil ja ſchließlich in jedem Rennen 
nur ein Pferd gewinnen kann und weil der 
Favorit der Menge durchaus nicht immer der 
Begünſtige des Augenblicks iſt. Beim Buch⸗ 
macher⸗Bankier liegt die Sache aber von vorn⸗ 
herein ſchon anders. Die Stimmung der Menge 
macht hier die Tendenz und die Tendenz läßt 
die Aktien an der Börſe ſteigen oder fallen. 
Meiſt und viele Monate hindurch iſt die Ten⸗ 
denz gleich für alle Papiere, und der Bankier, 


der den Geſchäften feiner Kundſchaft durch 
Gegengeſchäfte entgegentreten wollte, ohne durch 
Ausführung der Aufträge an der Börſe ſich eine 
Rückdeckung zu ſuchen, würde bei faſt allen 
ſeinen Kunden erhebliches Geld verlieren. Sucht 
er aber Rückdeckung, ſo läuft er wieder Gefahr, 
daß die Einſchüſſe der Kundſchaft, die er, um 
ſie anzulocken, möglichſt niedrig normiert, nicht 
ſo groß ſind, als die Verluſte, die bei ſtarken 
Kursſchwankungen herauskommen und für die 
er den ausführenden Bankiers gegenüber die 
Verantwortung tragen muß. Aus dieſem Di⸗ 
lemma gibt es nur einen Ausweg: Corriger la 
fortune! Der Buchmacher⸗Bankier darf es nicht 
der Menge überlaſſen, welchen Papieren ſie ihre 
Gunſt zuwendet, ſondern er muß ihren Willen 
leiten. Er muß ſie veranlaſſen, Papiere zu 
kaufen, die wenig Steigerungchance bieten und 
bei denen der Bankier, der ihnen ſtille hält, 
daher nichts riskiert. 

Das iſt der Kernpunkt des Handelns der 
Bucketſhops: Die Verbindung der Empfehlung 
mit dem Eigengeſchäft und die daraus ſich als 
ſelbſtverſtändlich ergebende Notwendigkeit, den 
Kunden ſchlecht zu beraten, um an ihm zu ver⸗ 
dienen. Daß dieſer Kernpunkt auch von der An⸗ 
klagebehörde immer noch nicht ſcharf erkannt wird, 
ging wieder einmal aus den Verhandlungen hervor, 
die jüngſt erſt gegen die Bucketſhopinhaber Sattler, 
Mackenſen und Scholz geführt wurden. Ich konnte 
leider nicht den entſcheidenden Sitzungen des 
Gerichts beiwohnen und muß mich daher auf 
die nicht ſehr klaren Zeitungberichte ſtützen. 
Aber aus dieſen Berichten ging hervor, daß 
unter anderem beſonderes Gewicht auf die Tat⸗ 
ſache gelegt wurde, daß das vertrauensſelige 
Publikum in der ſicheren Annahme bei den 
Schwindelbankiers ſpekulierte, daß dieſe die 
Orders ihrer Kundſchaft an der Börſe durch 
Gegengeſchäfte deckten. Keinem Menſchen ift 
das eingefallen. Ich glaube, daß von den 
Handwerkern, Paſtoren, Beamten und Penſio⸗ 
nären, die dieſe Bucketſhops auf Grund der von 
ihren Pleite gegangenen Vorfahren ererbten 
Kundenliſten in ihre Netze zogen, kaum ein halbes 
Dutzend mit der Technik des Börſenverkehrs ver⸗ 
traut genug waren, um den Unterſchied zwiſchen 
dem Inſichgeſchäft und dem durch Börſenaus⸗ 
führung gedeckten Geſchäft zu erfaſſen. Es iſt 
zwar richtig, daß es bei anſtändigen Bankiers 
Uſance iſt (von Ausnahmen abgeſehen), Orders 
an der Börſe auszuführen, aber es iſt nicht 
richtig, daß diefe Uſance im Publikum bekannt 
iſt. Es iſt richtig, daß Bankiers an den Börſen⸗ 
plätzen in der Regel zum Beſuch der Börſe zu⸗ 
gelaſſen ſind, aber es iſt nicht richtig (und wenn 
der Bankierbund das tauſendmal behauptet), 
daß die Bezeichnung als Bankier dann als be⸗ 
trügeriſche Vorſpiegelung falſcher Tatſachen an⸗ 
geſehen werden muß, wenn der Bankier nicht 
zur Börſe zugelaſſen iſt. Wer mit jemandem 
ein Geſchäft machen will, hat die Pflicht, ſich 
nach deſſen Qualitäten zu erkundigen und wenn 
die Kunden vorher Auskunft eingeholt hätten, 
würden ſie erfahren haben, daß der betreffende 
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Bankier die Börſe nicht bejuchen darf. Aber 
ſelbſt bei ſolchen Bankiers beſteht ja immer noch 
die Möglichkeit, ihre Orders an der Börſe aus⸗ 
zuführen, wenn ſie bei einem ſolventen Makler 
oder bei einer Maklerbank Depots ſtellen. 

Sehr zweifelhaft erſcheint mir auch eine 
andere viel geübte Argumentation gegen den 
Schwindelbankier: „Du haſt gewußt, daß Du 
im Verluſtfall nicht zahlen kannſt, Deine Offerte 
ſchloß als ſelbſtverſtändlich ein, dem Kunden 
einen eventuellen Gewinn herauszuzahlen. Darin 
lag die betrügeriſche Vorſpiegelung Deiner 
Solvenz!“ Dieſe Argumention geht völlig fehl. 
Der Betrug lag ja umgekehrt gerade darin, daß 
der Bankier wußte, daß ſein Rat heimtückiſch 
und falſch und deshalb ſeine Verluſtchance bei⸗ 
nahe gleich Null war. Der Betrug liegt immer 
und nachweisbar in der betrügeriſchen Vor⸗ 
ſpiegelung eines wohlgemeinten fachmänniſchen 
Rates, während der Rat von vornherein darauf 
abzielte, die Möglichkeit, daß dem Kunden Geld 
herausgezahlt werden mußte, zu vermeiden. 

Man hat mir vorgehalten, daß die Betrüger 
mit meiner Beweisführung nicht zu fangen ſeien. 
Denn den Rat erteilen gewöhnlich die Agenten 
draußen im Lande, während der Bankier in 
Berlin, der das Geld einſtreicht, hinterher er⸗ 
klärt, daß er ſeine Agenten nicht angeſtiftet 
habe. Dieſer Einwand aber wiegt federleicht. 
Wer Agenten vom Schlage der Leute beſchäftigt, 
die als Spekulationsreiſende im Lande umher⸗ 
ſtreichen, Leute, die meiſt entweder in anderen 
Ländern bereits ſteckbrieflich geſucht werden oder 
ſchon bei Firmen tätig waren, deren Inhaber 
wegen Betrügereien beſtraft worden ſind, der 
kann ſich hinter ſolchen Einwänden nicht ver⸗ 
ſchanzen. Ganz abgeſehen davon, daß die Art 
der Proviſionsberechnung an die Agenten ihnen 
die Uebervorteilung des Publikums geradezu zur 
Aufgabe macht. 

Viel ſchwerer zu faſſen als die zum Börſen⸗ 
geſchäft nicht zugelaſſenen Animierbankiers ſind 
ſolche Leute, die darauf pochen können, daß ſie 
an verſchiedenen Börſenplätzen des Deutſchen 
Reiches und auch eventuell des Auslandes den 
Börſenmarkt beſuchen dürfen. Dieſe Leute er⸗ 
wecken gerade, indem ſie auf ihre Börſenzulaſſung 
pochen, den Glauben in der Kundſchaft, daß ſie 
die ihnen überwieſenen Aufträge ausführen. Sie 
erſcheinen auch mit Schlußſcheinen vor Gericht, 
die die Börſenausführung beweiſen ſollen. Ihr 
Trick beſteht oft im Folgenden: wenn ſie dem 
Kunden ein Papier empfohlen haben, dann 
kaufen ſie dieſes Papier tatſächlich an der Börſe, 
verkaufen aber gleichzeitig durch einen anderen 
Makler dasſelbe Quantum, zahlen zweimal den 
Stempel und zweimal die Courtage und haben 
dann immer noch von den 600 M, die der 
Kunde bei ihnen eingezahlt hat, mehr als 500 # 
glatt verdient. Dafür aber haben ſie nun jeder⸗ 
zeit den Schlußſchein parat, der Richter und 
Staatsanwälte meiſt irreführt, weil man vergißt, 
im Börſenjournal nachzuſehen, ob den Käuſen 
nicht Verkäufe am gleichen Tage gegenüberſtanden. 
Ein geſchickter Trick, der leider meiſt wirkt. 
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Zum etroleum⸗ Monopol. 


I. Petroleum und Sozialpolitik. 
Von G. B. 


Die verbündeten Regierungen des Deutſchen 
Reiches haben ſich auf das Energiſchſte dagegen ver⸗ 
wahrt, daß ſie irgendwelche finanzpolitiſchen Pläne 
mit ihrem Vorſchlag der Einführung eines Petro⸗ 
leummonopols bezwecken. Zum Beweis ihrer Un- 
ſchuld und Wahrhaftigkeit wird beteuert, daß der 
demnächſt zu erwartende Geſetzentwurf die Verwen⸗ 
dung der eventuellen Erträgniſſe des Petroleum⸗ 
monopols zu ſozialpolitiſchen Zwecken vorſehe und 
daß gleichzeitig mit dem Entwurf ein genaues 
Projekt über diejenigen ſozialpolitiſchen Reformen 
eingebracht werden wird, deren Koſten durch die 
aus dem Petroleummonopol gewonnenen Wittel auf⸗ 
gebracht werden ſollen. Ausdrücklich wird darauf 
hingewieſen, daß neue Mittel für ſeine allgemeine 
Finanzgebarung, die das Reich etwa gebrauchen 
ſollte, nicht durch irgendeine Beſteuerung des Kon⸗ 
ſums, ſondern lediglich durch eine Beſitzſteuer auf⸗ 
gebracht werden ſollen. 

Gegen das hier von den verbündeten Regierun⸗ 
gen des Deutſchen Reiches ſtatuierte Prinzip kann 
meines Erachtens gar nicht ſcharf genug Einſpruch 
erhoben werden. Zunächſt liegt ihm ein innerer 
Widerſpruch zugrunde: Man kann ſehr im Zweifel 
darüber ſein, ob es erwünſcht wäre, neue Ausgaben 
für das Reich dadurch zu erſchließen, daß man durch 
eine neue Verbrauchsabgabe das Petroleum verteuert. 
Aber darüber brauchen wir uns ja im vorliegenden 
Fall gar keine Skrupel zu machen. Die Regierung 
hat einen Monopolplan vorgelegt, der ihr nur dann 
weſentliche Einnahmen ſichert, wenn es gelingt, den 
Verkaufspreis für Petroleum ſeitens der Monopol⸗ 
geſellſchaft möglichſt niedrig zu halten. Es iſt alſo 
gerade das Gegenteil von dem der Fall, was ſonſt 
immer bei Monopolen beklagt wird: Eine Einnahme 
des Reiches entſteht beim Petroleummonopol eben 
nur dann, wenn dem Konſum das Petroleum nicht 
verteuert, ſondern verbilligt wird. Reichseinkünfte 
als Beigaben zu billigen Warenpreiſen kann man 
ſich durchaus gefallen laſſen, und wenn das Reich 
jiber wäre, aus dem fo geſtalteten Petroleum⸗ 
monopol erhebliche Einnahmen zu erzielen, ſo wür⸗ 
den wahrſcheinlich auch die ſchärfſten Kritiker des 
Reichsfinanzweſens nichts dabei finden, diefe Ein⸗ 
nahmen in den allgemeinen Reichsſäckel fließen zu 
laſſen. Warum muß man denn nun aber über⸗ 
haupt die Erzielung neuer Einnahmen immer unter 
der Vorausſetzung betrachten, daß die Abgabeſeite 
des Budgets ſich vermehrt. Es wäre doch auch nicht 
ſo ganz vom Wege gelegen, läſtige Einnahmen „ab⸗ 
zubürden“ und Betrachtungen darüber anzuſtellen, 
ob man nicht eventuell an die Stelle bisheriger 
Einnahmen, deren volkswirtſchaftliche Wirkungen 
härter empfunden werden, die Einkünfte aus dem 


Monopol treten laſſen könne. Aber es gewinnt 
durchaus den Anſchein, als ob der Verzicht der 
Reichsregierungen auf die Erträgniſſe des Petro⸗ 
leummonopols ſicher nicht — wenigſtens nicht allein 
— auf die Großmut gegenüber einem möglichen 
Millionengewinn zurückzuführen iſt, ſondern daß — 
mindeſtens ein ganz klein wenig — dabei die Er⸗ 
wägung eine Rolle geſpielt haben mag, daß es ja 
nicht gerade ſehr wahrſcheinlich iſt, daß erhebliche 
Summen aus dem Petroleummonopol herausgewirt⸗ 
ſchaftet werden können. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet, ſcheint 
allerdings die Dispoſition der Regierung beſonders 
bedenklich. Man muß doch annehmen, daß ſozial⸗ 
politiſche Reformen, mit deren Durchführung es die 
Regierung ſo eilig hat, ſehr wichtiger Natur ſind. 
Sind ſie das aber, ſo muß man verlangen, daß die 
Regierung unter allen Umſtänden an ihre Durch⸗ 
führung gehe, ganz unabhängig davon, ob gerade 
augenblicklich durch die Einführung des Petroleum- 
monopols die Erſchließung einer eventuellen neuen 
Einnahmequelle in Ausſicht ſteht. Dann müſſen 
eben dafür Mittel aus dem allgemeinen Etat be⸗ 
willigt werden, und man darf die Durchführung 
ſolcher Reformen keineswegs davon abhängig machen, 
ob ſich bei dem Petroleummonopol ein Reihs- 
gewinn herausſtellen wird oder nicht. Aber hier 
kommt doch auch noch ein zweiter Geſichtspunkt in 
Betracht: gleichgültig, ob dieſe Reformen notwendig 
ſind, oder ob ſie (man könnte das beinahe als die 
Auffaſſung der Reichsregierung aus dem Wortlaut 
der offiziellen Verlautbarungen herausleſen) einem 
momentanen ſozialpolitiſchen Luxusbedürfnis ent⸗ 
ſpringen, eins ſteht doch zweifellos feſt: ſind dieſe 
Reformen einmal vom Reichstag beſchloſſen, jo kann 
man ſie hinterher nicht ſuspendieren, man iſt alſo 
gezwungen, dauernd und auf alle Fälle die Mittel 
dafür aufzubringen, und da entſteht dann die 
Frage: was wird in dem Fall, in dem die 
finanzielle Beihilfe des Petroleummonopols ver⸗ 
ſagt? Die Antwort lautet ſehr einfach. Dann müſſen 
entweder im allgemeinen Etat neue Mittel auf⸗ 
gebracht werden oder das Petroleummonopolgeſetz 
muß ſo umgeſtaltet werden, daß, ganz gleichgültig, 
wie die Preiſe für die Bevölkerung ſich ſtellen, 
für das Neich aus dem Monopol ein Gewinn 
herausſpringt. So oder jo muß aljo unſere allge⸗ 
meine Finanzgebarung entgegen den harmloſen 
Sätzen, mit denen die Regierung über ihren Plan 
ſpricht, in naher oder ferner Zukunft durch das 
Monopol einmal tangiert werden. 

Es iſt ja nicht das erſtemal, daß die Regierung, 
um irgendeine Maßnahme dem geſetzgebenden Körper 
beſonders ſchmackhaft zu machen, mit großmütiger 


Gebärde die aufkommenden Mittel für wohltätige 
Zwecke ſtiftet. So ift die berühmte Witwen- und 
Waiſenverſicherung aus den Mehrerträgniſſen ge⸗ 
wiſſer Zölle entſtanden, und nun werden auf dem⸗ 
ſelben Wege auch diejenigen ſozialpolitiſchen Schöp⸗ 
fungen, die die Regierung uns demnächſt vorſchlagen 
wird, finanziert werden. Aber wir wiſſen alle, daß 
die Regierung wohl verſprechen kann, das ſie jedoch 
gar nicht in der Lage iſt, zu halten. Denn abgeſehen 
davon, daß ganz andere Kanzler, Minilter und 
Staatsſekretäre als diejenigen, die die Verſprech⸗ 
ungen leiſteten, ſchließlich am Tage der Einlöſung 
derſelben am Ruder jein werden, ift ja doch 
jede Regierung gerade in bezug auf die Budget⸗ 
fragen von dem Parlament abhängig. Und wer 
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will heute ſagen, wie in fünf oder in zehn Jahren 
der deutſche Reichstag zuſammengeſetzt fein wird 
und ob er nicht in dem Falle, daß die aus dem 
Petroleummonopol aufkommenden Mittel nicht zur 
Deckung der jetzt neugeſchaffenen ſozialpolitiſchen 
Ausgaben reichen, einfach Maßnahmen dekretieren 
wird, durch die die Petroleumpreiſe dem Publi⸗ 
kum weſentlich erhöht werden. Deshalb ſcheint es mir 
außerordentlich nötig, gerade weil durchaus Zweifel 
daran berechtigt ſind, daß nach der bisher vor⸗ 
geſchlagenen Methode das Petroleummonopol zu 
einer ergiebigen Reichseinnahmequelle wird, den 
Regierungvorſchlag, namentlich in bezug auf ſeine 
ſozialpolitiſche Anhängſel, ſehr eingehend zu prüfen. 


II. Keine Sorgen um die Verſorgung! 
Von Alfred Dambitſch⸗ Berlin. 


Für die Durchführung des vom Reiche geplanten 
Petroleummonopols ift die Frage der Verſor⸗ 
gung des deutſchen Marktes von entſcheidender 
Wichtigkeit. Sie muß vor allen Dingen geprüft 
werden, bevor die geſetzgebenden Faktoren ſich zur 
Annahme des Monopolvorſchlages werden entſcheiden 
können. Man muß alſo in allererſter Linie prüfen, 
wie groß iſt die Produktion der von der Standard 
Oil unabhängigen Konzerne. Die exportierten Men⸗ 
gen der einzelnen vom Truſt unabhängigen Pro- 
duktionsgebiete waren bisher folgende: 


350 000 Tonnen 
500 000 55 


Rumänien 
Rußland 
Golf und Texas Co. 
(Ver. St. unabh. v. 
d. Standard Oil Co.) 
Galizien 


300 000—400 000 Tonnen 
100 000 5 
Summa: 1 250 000 — 1 350 000- Tonnen 


Der Konſum Deutſchlands beträgt 750 000 t, 
ſtellt ſich alſo auf ungefähr nur drei Fünftel der 
von den unabhängigen Produzenten für den Export 
verfügbaren Mengen. 

Dieſe Exportziffern ſchwanken allerdings, nament⸗ 
lich haben die Ziffern für Rußland und für Galizien 
im letzten Jahre eine etwas rückgängige Tendenz ge- 
zeigt. Soweit Baku in Betracht kommt, liegt das 
daran, daß ein allmähliches Verſiegen der nun ſchon 
ſeit 40 Jahren ausgebeuteten Lagerſtätten eine 
Steigerung der Produktion nicht in dem Maße des 
wachſenden ruſſiſchen Eigenbedarfs zugelaſſen hat. 
Dagegen ſind an anderen Orten neue Lagerſtätten 
entdeckt und angebohrt worden, die nach der Ver⸗ 
ſicherung der Verwaltung der Naphtha⸗Produktions⸗ 
Geſellſchaft, vorm. Gebrüder Nobel, Zweifel an der 
weiteren, dem Bedarf angepaßten Ausdehnung der 
Produktion, nicht zulaſſen. Auch die Verſandmenge 
Galiziens kann vielleicht zeitweiſe etwas zurück⸗ 
gehen. Das findet darin ſeine Erklärung, daß 
infolge der dortigen Ueberproduktion, unter der 
die geſamte Induſtrie vor etwa Dret Jahren 


litt, die Regierung ſich bei der Erteilung von 
Bohrfonzeffionen Zurückhaltung auferlegt hat. 
Indeſſen ſind ſich alle Sachverſtändigen, gleich⸗ 
gültig, ob fie Anhänger oder Gegner des Petro- 
leummonopols ſind, einig darin, daß in Rußland, 
Rumänien und Galizien, im ganzen Gebiet der 
Karpathen und des Mal, genügend reichhaltige 
Petroleumlagerſtätten vorhanden ſind. An die Wög⸗ 
lichkeit einer Erſchöpfung oder auch nur eines 
Hemmniſſes für die Ausdehnung der Förderung, 
dem wachſenden Gebrauch entſprechend, iſt bisher 
von niemandem gedacht worden. Die Tatſache allein, 
daß die Rohölförderung in den letzten acht Jahren 
von 28 auf 45 Mill. Tonnen ausgedehnt worden 
iſt, zeigt zur Genüge die Elaſtizität der Gewinnung 
dieſes Naturprodukts!). Dabei hat nicht jo ſehr der 
wachſende Bedarf an Petroleum, der im Gegenteil 
nahezu konſtant bleibt, als das Verlangen nach 
Benzin, Heiz⸗ und Schmieröl den Anreiz für die 
Vergrößerung der Produktion gegeben. Dieſe Fak⸗ 
toren werden weiter wirken, gleichgültig, ob ein 
Petroleummonopol in Deutſchland geſchaffen wird 
oder nicht. 


Nehmen wir nun ſelbſt den ſchlimmſten Fall 
an, daß die Standard Oil Co. erklärt, an das 
deutſche Monopol nicht liefern zu wollen, ſo würde 
nichts weiter als eine Verſchiebung ſtattfinden. Es 
würden Verbrauchsgebiete, die bisher von Rußland, 
Rumänien, Galizien verſorgt worden ſind, von der 
Standard Oil Co. bedient werden, während die Er⸗ 
zeugung der Unabhängigen nach Deutſchland käme. 
Dieſe Verſchiebungen würden teilweiſe ſogar die 
wirtſchaftliche Natürlichkeit wiederherſtellen; denn 
daß bis vor kurzem galiziſches Oel nicht nach Deutſch⸗ 
land kommen konnte, ſondern weite Wege zurück⸗ 
legen mußte, liegt doch nur daran, daß der ameri- 


1) Die Steigerung der Produktlon in den letzten Jahren iſt an 
ſich natürlich noch kein Beweis gegen die Theorien von der Er⸗ 
ſchöpfung der galiziſchen Petroleumlager. Sie kann auch — wie 
ſehr vielfach angenommen wird — ein Beweis für den Raubbau 
ſein, der während der letzten Jahre in den galiziſchen Gruben ge⸗ 
trieben worden iſt. G. B. 


kaniſche Truſt vor den Toren der Galizier das 
Petroleum zu einem Spottpreis verkauft hat. Ueber⸗ 
haupt iſt der Abſatz der Unabhängigen in Deutſchland 
nur deswegen ſo minimal, weil die Standard Oil 
Co. Deutſchland immer für ihre Domäne erklärt 
hatte und jeden Konkurrenten mit Krieg überzogen 
hätte, der ihr hier ihre Kreiſe hätte ſtören wollen. 

Die Standard Oil Co. könnte in Verfolgung 
dieſes Anſpruches ſoweit gehen, das dem deutſchen 
Monopol vorenthaltene Quantum überhaupt an 
niemanden zu liefern, ſondern ins Meer fließen 
zu laſſen. Der Rockefeller-Truſt würde das, dank 
ſeiner finanziellen Kraft, tun können, ohne auch 
nur ſeine Dividende zu reduzieren. Seine Rejerven 
würden nur etwas langſamer anwachſen. Auf die 
Dauer allerdings würde er die ſchädlichen Folgen 
dieſes Verhaltens ſehr deutlich am eigenen Körper 
ſpüren. Deutſchland würde dann aus allen Ländern 
Petroleum heranziehen, und die Folge müßte eine 
Preisſteigerung, zum mindeſten in ganz Europa, 
fein. Da der Petroleumkonſum aber ohnehin pro 
Kopf der Bevölkerung in einigen Ländern ſogar 
abſolut zurückgeht, jo träte eine ganz raſche Ver⸗ 
minderung des Konſums ein, und zwar eine dauernde 
Verminderung; denn wer einmal vom Petroleum 
abgegangen iſt, kehrt nie wieder zu dieſem Artikel 
zurück. Niemals hat die Standard Oil Co. eine 
Politik verfolgt, die den Konſum gefährdet, und 
ſie wird es in Zukunft um ſo weniger tun, als 
Petroleum infolge der ſteigenden Benzinpreiſe und 
der wachſenden Verwendung der ſogenannten Rück⸗ 
ſtände (im Dieſelmotor) ſich immer mehr nach der 
Richtung eines Nebenproduktes entwickelt. Petro- 
leum muß gewonnen werden, gleichgültig, ob es 
verlangt wird oder nicht, und deshalb werden alle 
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produzierenden Faktoren ihre Preispolitik ſo ein⸗ 
richten, daß es zum mindeſten in den gegenwärtigen 
Wengen verlangt wird?). 

Ein mathematiſcher Beweis für das Gelingen 
des Monopols iſt wohl damit nicht erbracht. Ein 
kleiner ſpekulativer Einſchlag durchzieht das Unter⸗ 
nehmen. Aber auch die Verſtaatlichung der Eiſen⸗ 
bahnen war ein Wagnis. Bei ſolchen Aktionen han⸗ 
delt es ſich darum, ſchnell zuzupacken. Wartet man, 
dann iſt die letzte Gelegenheit, die Unabhängigkeit 
vor der Standard Oil zu bewahren, verſäumt. 


2) Die Ausführungen von Dambitſch ſind in techniſcher Hinſicht 
zweifellos recht intereſſant und weiſen eine Note auf, die bisher in 
der Diskuſſion über die Verſorgungfrage noch nicht erklungen ift. 
Nicht ganz einverſtanden erklären kann ich mich dagegen mit feinen 
Ausführungen über die Wirkung, die die völlige Abſtinenzerklärung 
der Standard Oil Company zur Folge haben müßte. Dambitſch 
ſteht auf dem Standpunkt, daß wenn die Standard Oil Company 
überhaupt nicht nach Deutſchland liefern würde, die Folge davon 
ſein müßte, daß wir aus allen Ländern Petroleum heranziehen 
und daß dadurch international die Preiſe ſtark ſteigen würden. Nach 
der nationalökonomiſchen Theorie des Marktes iſt dieſe Behauptung 
febr wohl richtig. Aber gerade die Marktgeſetze der Volkswirtſchaft⸗ 
Wiſſenſchaft werden weſentlich durch die Wirkungen der Monopole 
umgeleitet. Die Standard Dil Company lieferte bisher etwa 60% 
des deutſchen Petroleums. Ich habe in meinem letzten Leitartikel 
bereits angenommen, daß es uns durch Heranziehen von Petroleum 
aus anderen Ländern, namentlich durch Lieferungen der amerikaniſchen 
unabhängigen Firmen gelingen konnte, den Anteil der Standard 
Oil Company an der deutſchen Verſorgung auf 20% herabzudrücken 
Das wäre ſchon ein außerordentlicher Erfolg. Dieſe 20% würden wir 
dann aber noch unbedingt von der Standard Dil Company ges 
brauchen. Wir könnten die Preiſe noch ſo ſehr erhöhen und noch ſo 
eifrig uns bemühen, aus Galizien, Rumänien und Rußland Petroleum 
heranzuziehen, wir würden — zum mindeſten für die erſten Jahre - 
überhaupt keins bekommen. Und dabei brauchten in den von heimiſchem 
Petroleum entblößten Ländern, Rumänien, Rußland, Heſterreich die 
Petroleumpreiſe nicht um einen Cent zu ſteigen, weil ja eben die 
Standard Oil Company, die ſofort in die Lücken eintreten würde, 
in der Lage wäre, zu jedem Preis, der ihr paßte, zu liefern. Da⸗ 
durch wird eben keine internationale Teuerung herbeigeführt und es 
fällt gerade das weg, worauf Dambitſch ſeine größten Hoffnungen 
ſetzt, nämlich die konſumſchädigende Preisſteigerung, vor der ſich die 
Standard Dil Company zu fürchten hätte. G. B. 


Revue der (Preffe. 


Zu den ungünſtigen Gerüchten, die in europäi⸗ 

ſchen Handelskreiſen über die gegenwärtige 
Geſchäftslage in der Türkei 

verbreitet ſind, nimmt eine konſtantinopler Zuſchrift 
des Berliner Börſen⸗Couriers (25. DE 
tober) Stellung. Die Türkei iſt bisher ohne ein 
allgemeines Moratorium ausgekommen und wird 
auch aller Vorausſicht nach weiter ohne ein ſolches 
fertig werden können. Die Banken, und hier ganz 
beſonders die Ottomanbank, haben dem Finanz⸗ 
miniſter erklärt, daß zurzeit in der Handelswelt kein 
Bedürfnis nach einem Moratorium beſtehe und 
haben auch von ihm die Zuſicherung erhalten, daß 
ein ſolches nicht ohne ihre Zuſtimmung erlaſſen 
werden würde. Auch die Privatbankiers haben ſich 
in einer Zuſammenkunft dahin geeinigt, daß ſie ein 
Moratorium als überflüſſig anſehen. Alle Gerüchte 
von Zahlungeinſtellungen alter Firmen infolge von 
Kreditreſtriktionen der Banken ſind falſch; bisher 
iſt noch kein einziger größerer Konkurs erfolgt, und 
die Banken, denen von auswärts flüſſige Gelder 


zugefloſſen ſind, denken gar nicht an ein rigoroſes 
Vorgehen ihrer Kundſchaft gegenüber. Die Import⸗ 
firmen haben allerdings ihre Beſtellungen ſus⸗ 
pendieren müſſen, doch iſt aus dieſer ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Maßregel, wie auch aus der Vermutung, 
daß im Falle der längeren Dauer des Krieges es 
natürlich nicht ohne Falliſſements abgehen wird, 
noch kein ſummariſch allzu ungünſtiges Urteil über 
die Geſchäftslage in der Türkei herzuleiten. — Das 
gleiche Blatt (25. Oktober) berichtet über den 
ſtarken 
Reportsgelderrückgang in Wien. 


Die ſtarken freiwilligen und unfreiwilligen Engage⸗ 
mentslöſungen, die das mit Einſchuß ſpekulierende 
Publikum infolge der durch die politiſchen Wirren 
bedingten Börſenderouten hat vornehmen müſſen, 
haben naturgemäß ſehr bedeutende Rüdflüjfe der 
ausgeliehenen Reportsgelder bei den Banken ge⸗ 
zeitigt. So heißt es, daß allein bei der Unionbank 
im Laufe des Oktobers für 20 Mill. Kr. Reports⸗ 
kündigungen vorgenommen ſind, bei einer anderen 


Großbank ſoll es ſich um 12 und bei einer erſten 
Privatfirma um 11 Mill. Kr. handeln. Im ganzen 
ſchätzt man die eingetretenen Reportsgeldreduktionen 
auf 80 bis 100 Mill. Kr., deren Freiwerden natürlich 
einen wohltuenden Einfluß auf den Geldmarkt aus⸗ 
geübt hat. — Anläßlich der bedeutenden Kursrück⸗ 
gänge an der berliner Börſe macht die Deutſche 
Tageszeitung (26. Oktober) auf die analogen 
Verhältniſſe an der 


Berliner Börſe vor 100 Jahren 


aufmerkſam. In den Kriegsjahren 1805/06 entwickelte 
ſich hier zuerſt ein eigentlicher Börjenverfehr. Die 
preußiſchen Treſorſcheine fielen damals von pari 
auf 26%. Im März 1810 notierte man folgende 
Kurſe: Seehandlungobligationen 461% %0, Berliner 
Stadtobligationen 50½ do, Kur- und Neumärkiſche 
Pfandbriefe 79 00. Der Taler zu 36 Groſchen wurde 
mit 812 und der Friedrich Wilhelm d'or mit 16 ge- 
handelt. Anno 1813, zu Beginn des Krieges, ſanken 
preußiſche Treſorſcheine auf 24 00. Nach beendetem 
Kriege 1815, als die Staatskaſſen völlig geleert 
waren, und der Staat ſeinen Verpflichtungen in 
bezug auf Zahlung der Beamtengehälter und Ver⸗ 
zinſung der Staatsſchulden nicht nachzukommen ver⸗ 
mochte, wurden an der Börſe die Zinsſcheine pro 
1814 mit 80 %o und die Gehaltsſcheine mit 96 Yo ge⸗ 
handelt. — In feiner Ausgabe vom 24. Oktober 
geißelt dasſelbe Blatt die Auswüchſe der 


Kaſſa⸗ Spekulation auf Kredit. 


Die Ereigniſſe der letzten Wochen haben deutlich 
gezeigt, daß es weniger Angſtverkäufe potenter Kreiſe 
geweſen ſind, die die panikartigen Kursrückgänge 
herbeigeführt haben, als vielmehr die Zwangsver⸗ 
käufe des mit kleinem Einſchuß ſpekulierenden 
und nunmehr von den Banken exekutierten Publi- 
kums. Die Kaſſaſpekulation hat hier verhältnismäßig 
noch mehr Unheil angerichtet als der Terminhandel. 
Die Banken, die durch Konzedierung geringfügiger 
Einſchußſummen dem Publikum das Eingehen großer 
Effektenengagements nach Kräften erleichtert haben, 
haben, obwohl ſie wiſſen mußten, daß dieſe an ſich 
geringfügigen Summen doch ſchon vielfach die ge⸗ 
ſamten flüſſigen Gelder der kleinen Sparerſpekulation 
darſtellten, ſofort bei Beginn der rückläufigen Be⸗ 
wegung die Nachſchüſſe eingefordert und bei deren 
Ausbleiben rückſichtlos exekutiert. Das Blatt fordert 
angeſichts der großen Verluſte, die weite Volkskreiſe 
abermals durch die Ausnutzung des ungeſunden 
Prinzips der Kaſſaſpekulation mit kleinen Gin- 
ſchüſſen, die z. T. nicht über 10 und 12 0% hinaus⸗ 
gingen, erlitten haben, daß unſere Banken, die ſich 
noch in München ihrer Selbſtzucht gerühmt haben, 
ſich ernſtlich einmal mit der Havenſteinſchen Forde⸗ 
rung der Erhöhung der Einſchüſſe bei Spekula⸗ 
tionsgeſchäften auf 50 0 beſchäftigen ſollten und läßt 
durchblicken, daß im Falle der Weigerung der 
Banken, die bisherigen ungeſunden Zuſtände abzu⸗ 
ſtellen, doch einmal die Geſetzgebung ſich mit dieſem 
Fragenkomplex beſchäftigen müſſe. — Die Rhei- 


niſch-Weſtfäliſche Zeitung (23. Oktober) 
veröffentlicht einen Brief eines Kohleninduſtriellen, 
aus dem hervorgeht, daß gegenwärtig ſich wieder ein 
außerordentlich 


ſtarker Wagenmangel in der Kohle ninduſtrie 


bemerkbar macht. Trotz aller Anſtrengungen der 
Werke, die an Stelle der proviſoriſchen Vorrichtungen 
größere Lagerräume angelegt haben, iſt es nicht 
möglich geweſen, auf die Einlegung von Feier⸗ 
ſchichten, durch die die Arbeiterſchaft des Neoiers 
naturgemäß ſchwer geſchädigt wird, zu verzichten. 
Es herrſcht deshalb in der Kohleninduſtrie eine all⸗ 
gemeine Erbitterung gegen den Eiſenbahnfiskus, der 
ſich, trotzdem ihm die Ereigniſſe der letzten Jahre 
mit ihrem regelmäßig wiederkehrenden Wagenmangel 
eine Lehre hätten ſein ſollen, ſeiner Aufgabe wieder 
in keiner Weile gewachſen gezeigt hat. Bei den Hütten. 
macht ſich ebenfalls der gerügte Uebelſtand in Form 
von Qualitätverſchlechterung bemerkbar, da die An⸗ 
lieferung der Heizmaterialien ſo unregelmäßig iſt, 
daß eine ordnunggemäße Bedienung der Koksöfen 
dabei nicht möglich ijt. Die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Zeitung bemerkt hierzu noch, daß der Eiſenbahn⸗ 
fiskus in dieſem Jahre noch weniger Entſchuldigung⸗ 
gründe als im vorigen habe, denn einerſeits führen 
diesmal die Flüſſe im Gegenſatz zum Vorjahr über⸗ 
all gutes Waſſer und ferner iſt eine Beeinträchti⸗ 
gung der erwarteten Erntetransporte durch die zu 
Beginn des Herbſtes eingetretenen ſtarken Nieder⸗ 
ſchläge, die viel Schaden in der Landwirtſchaft an= 
gerichtet haben, zu verzeichnen geweſen. — Vor⸗ 
ſchläge zur 


Populariſierung unſerer Staatsanleihen 


macht im Pan (25. Oktober) Heinz Graf Schlief⸗ 
fen. Schlieffen ſieht einen der weſentlichſten Gründe 
für die allgemeine Beliebtheit, deren ſich die Zo ige 
franzöſiſche Rente erfreut, in der Steuerfreiheit, die 
jeder Franzoſe für das in der 3Yigen Rente in⸗ 
veſtierte Kapital beſitzt. Er glaubt, daß man in 
Deutſchland den gleichen Verſuch machen könnte und 
iſt der Anſicht, daß beiſpielsweiſe der Steuererlaß 
für 20 000 % in deutſchen Renten angelegtes Kapi⸗ 
tal dieſen Anleihen einen bedeutenden Kreis von 
neuen Abnehmern verſchaffen und viel zu ihrer 
Populariſierung beitragen könne. Ferner iſt ein 
Grund für die ſchlechte Verfaſſung unſeres Anleihe⸗ 
marktes in der partikulariſtiſchen Zerſplitterung zu 
erblicken, die darin zum Ausdruck kommt, daß in 
18 neben dem Veichstag tagenden bundesſtaatlichen 
Parlamenten getrennt die Anleihebedürfniſſe der 
einzelnen Länder geregelt werden. Not täte ein 
einheitliches Staatsrentenpapier nach engliſchem oder 
franzöſiſchem Muſter. Die Emiſſion dieſer Staats⸗ 
rente müßte nicht durch einzelne Bankgruppen, ſon⸗ 
dern durch die Reichsbank oder ein beſonderes Reichs⸗ 
renteninſtitut erfolgen, das ſpäter die Erträgniſſe 
der Anleihe prozentualiter an die einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten verteilt. Auch die öffentlichen und Poſt⸗ 
kaſſen müßten zur Erleichterung des Verkehrs mit 


dem Publikum zum Vertrieb der Reichsrente her- 
angezogen werden. — Auf die 


Kehrſeite der bargeldloſen Zahlungweiſe 


macht Geh. Oberfinanzrat Hugo Hartung in der 
Voſſiſchen Zeitung (23. Oktober) aufmerkſam. 
Es iſt vielfach die Meinung verbreitet, daß jede ver⸗ 
ſtärkte Benutzung der bargeldloſen Zahlungweiſe und 
insbeſondere die Erhöhung der Girobeſtände bei der 
Reichsbank eo ipso eine Kräftigung des inneren 
Status und der Poſition unſeres Zentralbankinſti⸗ 
tuts bedeuten. Dieſe Annahme iſt jedoch irrig. Denn 
die Giroguthaben bei der Reichsbank ſtellen bis auf 
einen beſtimmten Teil ebenſo wie die Banknoten 
täglich fällige Verbindlichkeiten der Reichsbank dar. 
Daraus geht ſchon hervor, daß eine Kräftigung des 
inneren Status der Bank nur erfolgen kann, wenn 
Hand in Hand mit dem Anſchwellen der Girogut⸗ 
haben auch ein Anwachſen der für dieſe Guthaben 
zur Deckung dienenden Metallbeſtände erfolgt. Es 
kann ſonſt in kritiſchen Zeiten, wo die Privatbanken 
ſich dem Drängen des beunruhigten Publikums nach 
Auszahlung ihrer Depoſiten in Geſtalt „körperlicher 
Zahlungmittel“ — denn Schecks würden in ſolchen 
Zeiten doch nicht akzeptiert werden — nicht entziehen 
können, dahin kommen, daß die Banken gezwungen 
find, ihre beträchtlichen Giroguthaben bei der Reichs⸗ 
bank in Banknoten abzuheben. Hierdurch kann aber 
ſehr leicht ein Mißverhältnis zu dem im Bankgeſetz 
vorgeſchriebenen Deckungverhältnis der Noten ent⸗ 
ſtehen, wie es in England, dem klaſſiſchen Lande 
des bargeldloſen Zahlungverkehrs bereits dreimal, 
1847, 1857 und 1866, zur Suspenſion der Bankakte 
geführt hat. — Der Zentralverband für das deutſche 
Bank⸗ und Bankiergewerbe veröffentlichte wieder in 
einer Anzahl von Tageszeitungen 


Warnungen vor Winkelbanken und Animier⸗ 
bankiers. 


Ein unter der hochtrabenden Firma „Privatver⸗ 
mögensverwaltung⸗ und Darlehenskaſſe Direktion 
P. Verwimp“ arbeitender Karlsruher ſimpler Geld⸗ 
verleiher iſt kürzlich auf Veranlaſſung des Zentral⸗ 
verbandes wegen unlauteren Wettbewerbes unter 
Anklage geſtellt und zu 300 / Geldſtrafe verurteilt 
worden. Gewarnt werden muß vor einer dresdner 
Firma Wilhelm Näke, die zu Börſenſpekulationen 
und Prämiengeſchäften animiert. Die Firma ſcheint 
in engem Konnex mit dem hinreichend bekannten 
Bucketſhop Franz Xaver Aichinger zu ſtehen. Die 
ſich als Bankgeſchäft bezeichnende berliner Firma 
W. Reich & Co. ift an der berliner Börje nicht ver⸗ 
treten. — Im Tag (23. und 24. Oktober) ergreift 
in zwei Artikeln der Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Rieß er 
das Wort zu der Frage 


finanzielle Kriegsbereitſchaft und finanzieller 
Generalſtab. 


Richer wendet fih zunächſt gegen die vor kurzem 
im Tag (20. Oktober) erſchienenen Ausführungen 
des General v. Blume, der die Börſenpanik der 
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letzten Wochen ſcharf gegeißelt hatte und aus ihr 
den Schluß gezogen hatte, daß man im Ernſtfalle 
nicht auf eine patriotiſche und opferwillige Börſe 
rechnen könne. Vießer betont, daß in erſter Linie die 
Börje der Sammelplatz für die aus allen Teilen 
des Reiches und allen Kreiſen des Volkes zuſammen⸗ 
ſtrömenden Verkaufsorders darſtelle, die natür⸗ 
lich in ſolch kritiſchen Zeiten den maßgebenden 
Einfluß auf die Kursentwicklung ausüben. Die Hal⸗ 
tung der Kreiſe, die gewerbsmäßig an der Börje 
vertreten ſind, habe weit weniger zu den panik⸗ 
artigen Kursſtürzen beigetragen, als die Angſtver⸗ 
käufe des Publikums, das durch die lange günjtige 
induſtrielle Konjunktur in Sicherheit gewiegt, nun, 
durch die politiſchen Komplikationen aufgeſtört, ſich 
fluchtartig ſeines Effektenbeſitzes zu entledigen trach⸗ 
tete. Was in ihren Kräften zur Beruhigung des 
Publikums ſtand, haben die Großbanken und ange- 
ſehenen Privatfirmen getan. Rieker verweiſt dann 
auf den im Bankarchiv erſchienenen Artikel Helffe⸗ 
richs, in dem dargetan wird, daß die Deroute, ins⸗ 
beſondere in Staatspapieren und Balfanrenten bei⸗ 
ſpielsweiſe an der pariſer Börſe noch ganz andere 
Formen wie in Berlin angenommen habe, trotzdem 
fiele es aber in Frankreich niemand ein, der Börſe 
deshalb den Vorwurf mangelnden Patriotismus zu 
machen. Vielmehr tue man dort im Gegenſatz zu 
Deutſchland alles, um die Poſition der Börſe und 
damit auch die finanzielle Kriegsbereitſchaft des 
Landes zu ſtärken. Wenn Blume auf den Wißerfolg 
der mit 88 9 aufgelegten 5% igen Kriegsanleihe von 
1870 verweiſt, auf deren Geſamtbetrag von 100 Will. 
Talern nur 68 Mill. gezeichnet wurden, und nun 
darauf exemplifizieren will, daß die berliner Börſe 
in Kriegszeiten zu verſagen pflege, ſo iſt darauf 
hinzuweiſen, daß erſtens dieſe Anleihe zu früh — 
ſieben Tage nach der Kriegserklärung — aufgelegt 
wurde, alſo zu einem Termin, wo die damals noch 
nicht ſehr zahlreichen und kapitalskräftigen Banken 
alle Hände voll mit der Befriedigung ihrer Kund⸗ 
ſchaft zu tun hatten, die ihre Kaſſen ſtürmte, und 
daß ferner trotz des Abratens der hinzugezogenen 
Sachverſtändigen die Anleihe um einen 3 % zu 
hohen — an den Geldmarktsverhältniſſen und dem 
damaligen Stand der eigen preußiſchen Rente 
von 773, 0 gemeſſen — Kurs, d. h. mit 88%, 
aufgelegt wurde. Im übrigen vertritt Rieker die 
Anſchauung, daß neben den oft von ihm propagierten 
finanziellen Kriegsvorbereitungen, als da ſind: An⸗ 
ſammlung von ausländiſchen Goldguthaben, ſtarker 
Beſitz an ausländiſchen in Gold zahlbaren Effekten, 
Stärkung des. Goldſchatzes der Reichsbank, Ber- 
mehrung des Umlaufes an kleinen Banknoten und 
der Elaſtizität unſeres Kreditſyſtems ſowie erhöhte 
Liquidität unſerer Volkswirtſchaft, die Schaffung 
zweier in Permanenz zu erklärenden Kommiſſionen 
erwünſcht iſt, von denen die eine ſich mit Dem 
Studium der Fragen der finanziellen und die 
andere mit denen wirtſchaftlicher Mobilmachung 
befaſſen ſoll. In das Arbeitfeld der letzt⸗ 
genannten würde auch die theoretiſch noch lange 


wicht zur Zufriedenheit gelöite Aufgabe gehören, die 
Getreideverſorgung im Kriegsfalle exakt durchzu⸗ 
führen. — Auf ein ſeit dem 1. Mai in England 
zur Geltung gelangtes Geſetz von ſozialpolitiſch nicht 
zu unterſchätzender Bedeutung weiſt die Berliner 
Morgenpoſt (23. Oktober) hin. Ein 


freier Nachmittag für Ladenangeſtellte 


ift durch die shops act geſichert worden. Von 122 Uhr 
ab kann ſich jeder Ladenangeſtellte an einem Nach⸗ 
mittag in der Woche der Erholung widmen, und 
um dies zu ermöglichen, muß jeder Laden einmal in 
der Woche um 1 Uhr für das Publikum geſchloſſen 
werden. Von der letzten Beſtimmung ſind nur be⸗ 
ſtimmte Branchen ausgenommen, für die aber die 
Verpflichtung, jedem Angeſtellten den freien Nach⸗ 
mittag zu gewähren, deshalb nicht fortfällt. Aus⸗ 
nahmen geſtattet das Geſetz nur in der Saiſonzeit 
bis auf die Dauer von vier Monaten, aber auch hier 
nur den Chefs, die der Behörde nachweiſen können, 
daß ſie ihren Angeſtellten jährlich einen bezahlten 
Urlaub von mindeſtens zwei Wochen gewähren. Für 
die übrigen kaufmänniſchen Angeſtellten, im Fabrik-, 
Engros⸗ und Bankbetrieb war ſchon bisher der 
Sonnabendfrühſchluß um pünktlich ½2 Uhr in Gel⸗ 
tung. — Ueber nicht ganz einwandfreie 


Arbeitverhältniffe in breslauer Banken 


berichtet der Deutſche Bankbeamte (26. DÉ- 
tober). In der Depoſitenkaſſe einer Großbank war 
ein verheirateter Bankbeamter, der Vater von vier 
Kindern ijt, mit anfänglich 160, ſpäter 175 M. 
Monatsgehalt angeſtellt. Der betreffende Beamte, 
der mit dieſem Gehalt nicht auskommen konnte, 
entging ſchließlich trotz aller Anſtrengungen nicht 
der Pfändung durch den Gerichtsvollzieher. Statt 
einer durchgreifenden Aufbeſſerung des Beamten 
nahm die Bank daraufhin Gelegenheit, den Mann 
auf der Stelle zu entlaſſen. — Gleichfalls in Breslau 
hat es ſich zugetragen, daß ein Leutnant a. D., der 
erſt kurze Zeit bei der Deutſchen Bank beſchäftigt 
war, zum Vorſteher der Korreſpondenzabteilung eines 
großen Inſtituts, und damit zum Vorgeſetzten über 
30 gelernte Bankbeamte gemacht wurde. — Von 
einem anderen breslauer Inſtitut wurde ein Beamter 
mit einem Gehalt von monatlich 200 % engagiert. 
Als jedoch durch Zufall der Angeſtellte, zu deſſen 
Erſatz der neue Beamte engagiert war, dennoch bei 
dem Inſtitut verblieb, ſtellte die Bank den neu- 
engagierten Herrn kurzerhand vor die Alternative, 
einen anderen Poſten mit dem Monatsgehalt von 
150 % bei ihr anzutreten oder feine Kündigung ein⸗ 
zureichen. — Wir hatten vor kurzem in der Revue 
(S. 779) eine Mitteilung des Züricher „Economiſt“ 
wiedergegeben, daß die „London City und Widland 
Bank Ltd.“ dadurch gewiſſermaßen indirekt als 


Schutzpatron bei Scheckſchwindeleien 


figuriert habe, daß ſie einem ſchweizer Hotelier 
gegenüber, dem einer ihrer Kunden einen Scheck 
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übergeben hatte, der, da das Konto überzogen 
war, nicht honoriert werden konnte, ſich geweigert 
habe, die Adreſſe des Betreffenden anzugeben. 
Wie nun der Internationale Volkswirt 
(26. Oktober) mitteilt, lag der Fall doch in⸗ 
ſofern weſentlich anders, als der Filialleiter, der 
die unkorrekte Antwort erteilte, nicht in der Lage 
war, die Adreſſe des im übrigen durchaus reſpek⸗ 
tablen Kunden, der ſtändig auf Reifen befindlich 
iſt, anzugeben. Dafür teilte aber ſpäter der Filial⸗ 
leiter dem Hotelier, als die Deckung eingetroffen 
war, mit, daß er den Scheck nunmehr präſentieren 
könne, was dieſer aber, der ſich inzwiſchen an die 
Preſſe gewandt hatte, nicht tat. Wenn nun auch 
nach dieſer Richtigſtellung die Bank von dem Ber- 
dachte der indirekten Unterſtützung eines etwa ge- 
planten Scheckſchwindels gereinigt iſt, ſo iſt doch zu 
betonen, daß die Frage noch nicht geklärt iſt, ob die 
Bank in einem Falle, in dem wirklich böswilliges 
Ueberziehen des Kontos vorliegt, ebenfalls an ihrem 
ſeinerzeit geäußerten Prinzip, die Adreſſe ihrer 
Kunden nicht zu geben, feſtzuhalten gedenkt. Ein der⸗ 
artiges, allerdings kaum glaubhaftes Verhalten 
würde natürlich höchſt bedenkliche Folgen zeitigen. 
— Wit dem Vorſchlag zur 


Gründung eines Baukartells 


tritt die Bauwelt (Nr. 44) an die Oeffentlichkeit. 
Als wirkſames Wittel zur Verhinderung der un⸗ 
glücklichen Verhältniſſe, unter denen der Baumarkt 
gegenwärtig in einigen Großſtädten, beſonders in 
Groß-Berlin, jo ſchwer zu leiden hat, ſieht das Blatt 
die Regelung von Angebot und Nachfrage auf dem 
Wohnungmarkt. Hierfür wäre ein organiſatoriſcher 
Zuſammenſchluß von Baugeſellſchaften und =unter= 
nehmungen, Terrainbeſitzern, Geſellſchaften und 
Banken ins Auge zu faſſen. Aufgabe dieſer Organi⸗ 
ſation müßte es fein, eine Meldeſtelle zu ſchaffen, 
bei der alle beabſichtigten Terrainerſchließungen, ab⸗ 
geſchloſſenen Terrainverkäufe und Finanzierungen, 
erteilten Baugenehmigungen uſw. bekanntgegeben 
werden. Dieſe Angaben müßten allmonatlich in 
Form einer ſtatiſtiſchen Ueberſicht mit erläuterndem 
Text und Beigabe von Stadtplanſkizzen veröffent⸗ 
licht werden. Durch regelmäßige Zuſammenkünfte 
müßte ferner eine rechtzeitige Zurückhaltung in der 
Wohnungherſtellung verabredet werden können, wenn 
ſich eine Ueberproduktion augenfällig bemerkbar 
macht. Es wird nicht verkannt, daß ein derartiger 
organiſatoriſcher Zuſammenſchluß ein ſolches „Bau⸗ 
kartell“ auf der anderen Seite die Gefahr mit fidh 
bringen kann, daß durch zu große Zurückhaltung 
ein Wohnungmanko entſtünde und die Preiſe für 
die Wohnungen über Gebühr in die Höhe getrieben 
würden. Wiederum aber kann demgegenüber betont 
werden, daß eine derartige Politik des Kartells un⸗ 
durchführbar wäre, da ſelbſtverſtändlich nie alle 
Grundbeſitzer, Baugeld⸗ und Hypothekendarleiher und 
Unternehmer unter einen Hut zu bringen wären. 


Aus den Börsensälen. 


Die Befestigung, die gegen Ende der vorigen 
Woche eingetreten war, hat nur wenige Tage 
angehalten. Mit dem Beginn der neuen Woche 
hat die Börse wieder eine empfindliche Ab- 
schwächung erfahren. Die eben noch so hoff- 
nungvoll gestimmte Spekulation sieht sich von 
neuem vor die Tatsache gestellt, dass der mit 
der Mobilisierung‘ eingetretene Rückschlag 
nicht so bedeutunglos ist, wie sie bisher geglaubt 
hatte. Diesmal war es wirklich nicht schwer, 
den Kursrückgang vorauszusehen. Allein schon 
die Tatsache, dass der grösste Teil der Börsen- 
besucher glaubte, die Effektenmärkte seien nun 
von den schlechten - Engagements „gereinigt“ 
und die Kurse könnten daher nicht mehr er- 
heblich zurückgehen, musste jeden objektiv 
Denkenden zu der Ueberzeugung bringen, dass 
noch sehr grosse Hausseinteressen bestehen. 
Die kleinen Baisseengagements, die zurzeit der 
ersten scharfen Rückgänge eingegangen waren, 
sind inzwischen zum grössten Teil gedeckt 
worden, und so stand dem Angebot, das neuer- 
dings wieder an den Markt kam, nur sehr wenig 
Nachfrage entgegen. Da aber viele Börsen- 
besucher noch zu höheren Kursen Wertpapiere 
besitzen, die nicht verkauft werden können, weil 
sie nicht so erhebliche Verluste erleiden wollen, 
so wurden die Ereignisse am Balkan mit einem 
recht merkwürdigen Gleichmut aufgenommen, 
und die Börse bemühte sich, die Vorgänge immer 
in günstigeres Licht zu setzen. Die Speku- 
lation hat anscheinend gar nicht empfunden, 
welche Umwälzung der unerwartete Sieg der vier 
vereinigten Balkanstaaten zur Folge haben 
kann. Zuerst, als die Mobilisierung bekannt 
wurde, war die Börse der Ansicht, die Balkan- 
staaten würden nicht in der Lage sein, die 
notwendigen Geldmittel zu einem Kriege auf- 
zubringen. Dann, als sich diese Meinung, die 
auch Kommerzienrat Klöckner in der General- 
versammlung des Hasper Eisen- und Stahl- 
werkes vertreten hat, als irrig erwiesen hatte, 
rechnete die Börse mit den Bestrebungen der 
Grossmächte, den Frieden zu erhalten. Die 
Banken bemühten sich gleichfalls, in ihren 
Wochenberichten und auch an der Börse das 
Bestehen einer Gefahr abzuleugnen; von ihnen 
ist es noch begreiflich, dass sie angesichts der 
starken finanziellen Interessen an der deut- 
schen Industrie und im Auslande nicht offen 
zugeben wollen, wie unbequem ihnen in Wirk- 
lichkeit die gegenwärtige Lage ist. Wie wenig 
die Börse geneigt ist, dem Balkankrieg eine 
ernste Bedeutung beizumessen, geht schon 
daraus hervor, dass die Ermattung zu Beginn 
dieser Woche in der Hauptsache nicht auf po- 
litische Nachrichten, sondern auf die Befürch- 
tung zurückzuführen war, dass am Ultimo In- 
solvenzen und im Zusammenhang hiermit 
Zwangsglattstellungen erfolgen könnten. Die 
Fälle F. W. Weiss und Fr. v. Einem in Reichen- 
bach haben ja bewiesen, welche Erschütterungen 
schon der bisherige Kursrückschlag zur Folge 
hatte, obgleich dieser doch in keinem Verhält- 
nis zu den vorherigen jahrelangen Kurssteige- 
rungen gestanden hat. Die Erwartung, dass 


der Ultimo ohne weitere Insolvenzen nicht vor- 
übergehen kann, liess auch an denjenigen Tagen, 
an denen die Tendenz der Börse eine Befesti- 
gung erfuhr, eine grössere Beteiligung nicht auf- 
kommen, und gerade diese Geschäftsstille, die 
in wesentlichem Masse naturgemäss auch durch 
die politische Lage herbeigeführt wurde, lässt 
eine günstige Beurteilung der Aussichten nicht 
zu. Es fehlt eben nach wie vor an Käufern für 
industrielle Werte; daher kann, sofern nicht 
ein unerwarteter Umschwung eintritt, eine Be- 
festigung in der Hauptsache nur auf Deckung- 
nachfrage eintreten, infolgedessen aber auch 
nur von kurzer Dauer sein. Der Verlauf der 
Dienstagsbörse hat bereits bewiesen, dass der 
Kursrückgang nicht vorübergehender Natur sein 
kann. Die Verstimmung war so empfindlich, 
wie es wohl seit dem Jahre 1900 nicht der Fall 


gewesen ist. 
* 


* 


Auch am Kassaindustriemarkte 
fehlte es unter den obwaltenden Umständen an 
jeeder spekulativen Betätigung. Selbst an den- 
jenigen Tagen, an denen die Tendenz etwas 
fester war, fehlte es nahezu vollständig an einer 
grösseren spekulativen Betätigung. Fast aus- 
schliesslich die Börsenspekulation trat als Käufer 
auf, aber sie nahm schon an den darauf fol- 
genden Tagen Glattstellungen vor. Es fehlte auch 
an Anregungen besonderer Art, so dass, selbst 
wenn die politische Lage nicht den Anlass zur 
Zurückhaltung gegeben hätte, kaum ein sach- 
licher Grund für eine Kurssteigerung vorhanden 
gewesen wäre. Die Abschlüsse der meisten Ge- 
sellschaften, die ihr Geschäftsjahr am 30. Juni 
beendet haben, sind in ihren wichtigsten Ziffern 
bereits erschienen, und soweit sie erst in der 
letzten Woche veröffentlicht worden sind, boten 
sie keine Ueberraschung. Dagegen erscheint 
jetzt eine grössere Zahl von Geschäftsberichten 
solcher Unternehmungen, die zwar im Augenblick 
für die Spekulation ebenfalls nicht von Bedeutung 
sind, deren Lektüre aber doch zur Beurteilung 
der Konjunkturaussichten nicht ohne Interesse 
ist. Es ist z. B. eine grosse Anzahl von Ma- 
schinenfabriken, die jetzt ihre Bilanzen erscheinen 
lassen. Wir ersehen hieraus, wie sich bereits die 
erhöhten Rohmaterialpreise und Löhne in den 
Gewinnziffern bemerkbar machen. Es ist gleich- 
zeitig auch hieraus ersichtlich, wie umfangreich 
die Kredite sind, die die Maschinenindustrie ge- 
währen muss, um auf dem Weltmarkte konkur- 
renzfähig zu bleiben. Bezeichnend hierfür ist 
z. B. der Geschäftsbericht der Maschinenfabrik 
Humboldt. Das Unternehmen zeigt eine Ver- 
mehrung der Aussenstände von 6,5 auf 13,8 Mill. 
Mark, also um rund 60% (während eines einzigen 
Jahres!), während der Rohgewinn aus der Fa- 
brikation (Betriebsgewinn abzüglich General- 
unkosten) nur von 3,043 auf 3,871 Mill. %, also 
um etwa 280% gestiegen ist. In dem Bericht 
sagt die Gesellschaft selbst, dass die Bemühungen, 
für die Bezahlung der Fabrikate, kürzere und 
angemessene Termine zu erzielen, namentlich bei 
den Bestellern grosser Anlagen auf Schwierig- 
keiten stossen. Die Gesellschaft war daher ge- 
zwungen, mit der Gewährung langer Zahlung- 


fristen den Anerbietungen der Konkurrenz zu 
folgen, wenn nicht grosse Aufträge entgehen 
sollten. Aehnlichen Verhältnissen begegnen wir 
bei anderen Unternehmungen, wie z. B. bei der 
Görlitzer Maschinenfabrik, auf deren beträcht- 
liche Erhöhung der Debitoren ich schon in der 
vorigen Woche hingewiesen habe. Auch der 
Geschäftsbericht der Sächsischen Ma- 
schinenfabrik vorm. Richard Hart- 
mann lässt die misslichen Verhältnisse in 
der deutschen Maschinenindustrie erkennen. 
Die Gesellschaft hat aus Anlass des 7öjährigen 
Jubiläums, das im Juni gefeiert wurde, gesagt, 
dass der Auftragsbestand eine Höhe erreicht 
habe wie nie zuvor seit Bestehen der Gesell- 
schaft. Tatsächlich hat im abgelaufenen Ge- 
schäftsjahre der Umsatz den des Vorjahres um 
etwa 3,3 Millionen / überschritten und die 
Höhe von 19,558 Millionen % erreicht. Er hat 
dadurch sogar denjenigen des Geschäftsjahres 
1909/10 überragt, der einen Umfang von 
19,026 Millionen erreicht hatte. Der erheb- 
liche Minderversand im Geschäftsjahre 1910/11 
war durch die Arbeiteraussperrung herbei- 
geführt worden. Man vergleiche nun aber die 
Gewinnziffern. Der Rohgewinn betrug im 
Jahre 1011/12 1,55 Millionen %, dagegen im 
Jahre 1909/10 trotz des etwas geringeren Um- 
satzes 2,45 Millionen M. Es ist also ein Rück- 
gang um etwa 40 % zu konstatieren. Gegenüber 
dem vorigen Jahre ist der Rohgewinn um 
ca. 1400 % gestiegen! Die Gesellschaft führt 
dieses schlechte finanzielle Ergebnis allerdings 
auf die Nachwirkung des Streikes zurück. Es 
ist anzunehmen, dass sie Konventionalstrafen zu 
zahlen hatte, wenn die bei ihr bestellten Ma- 
schinen (besonders Lokomotiven) nicht recht- 
zeitig fertiggestellt wurden. Aber dies allein 
kann nicht die Ursache des geringen Gewinnes 
gewesen sein; ebensowenig der Umbau einer 


Abteilung, auf den im Geschäftsbericht hin- 
gewiesen wird. Man hat vielmehr den Ein- 
druck, dass hauptsächlich die starke Kon- 


kurrenz und die höheren Selbstkosten den Ge- 
winn beträchtlich schmälern. Die Debitoren 
haben sich bei Hartmann ebenfalls wieder er- 
höht, allerdings nur um ca. 0,3 Millionen , 
so daß sie jetzt etwa die Hälfte des Aktien- 
kapitals, nämlich 6,276 Millionen % betragen. 
Berücksichtigt man, welche erheblichen An- 
strengungen die meisten Maschinenfabriken 
machen müssen, um Geschäfte abzuschließen, 
und in wie bedeutendem Umfange sie auf den 
Export angewiesen sind, so wird man die An- 
sicht nicht unterdrücken können, dass während 
des nächsten Konjunktur-Rückschlages gerade 
diese Branche, empfindlich leiden dürfte. 
Bruno Buchwald. 


Umschau. 


Man schreibt mir: 
„Die stürmischen 
Auf- und Niederbewegungen, denen die deutschen Börsen 
seit dem 30. September, dem Tage der Mobilmachung der 
christlichen Balkanstaaten, ausgesetzt waren, lassen die Frage 
wobl berechtigt erscheinen, ob eine Dezentralisation des 


Eine Berliner Abendbörse ? 


Börsengeschäftes nicht auch in der Richtung eingeleitet 
werden sollte, dass die Zahl der deutschen Abendbörsen 
vermehrt wird. Bisher gibt es Effektenmärkte in den 
Abendbörsen nur in Frankfurt a. M. und Hamburg, soweit 
Deutschland in Betracht kommt. Diese Börsen stehen zum 
Teil auf wesentlich anderer Grundlage als die Hauptmärkte 
des Tages, die in den Mittagsstunden zwischen 12 und 
2 bis 3 Uhr stattfinden. Wenn man bedenkt, welch un- 
geheure Arbeitsfülle an bewegten Tagen, wie diese die 
letzten Wochen mehrmals brachten, sich da in kurzen 
Stunden zusammendrängt, wie ein wesentlicher Teil des 
wirtschaftlichen Lebens des ganzen Reiches sich da auf 
engen Raum und kurze Frist zusammenballt, dann 
muss man sich doch die Frage vorlegen, ob nicht, 
mindestens in Berlin, die Installation einer regelmässigen 
offiziellen Abendbörse zweckmässig erscheint. Gewiss, der 
Vorschlag hat seine Nachteile, besonders in einer Zeit, in 
der die englische Arbeitzeit und der Frühschluss in den 
Bankbureaus Boden gewinnt. Eine offizielle berliner Abend- 
börse würde nicht nur eine erhebliche Steigerung des Arbeit- 
quantums für die Börsenbehörden, die Makler usw., sondern 
vor allem auch für einen sehr erheblichen Teil der Bank- 
beamten in Berlin und in der Provinz bedeuten. Soweit 
letztere in Betracht kommen, wäre eine Lösung der Frage 
wohl in der Hauptsache eine Geldangelegenheit — die 
Bureaus müssten eben entsprechend verstärkt werden. 
Welche Vorteile bietet aber eine Abendbörse in Berlin? 
Sie ermöglicht ein einigermassen rechtzeitiges Reagieren 
der Börse und der Effektenbewertung auf alle Ereignisse, 
die nach Schluss der Mittagsbörse vorliegen und an dieser 
nicht mehr in Betracht gezogen werden konnten. Eine 
berliner Abendbörse könnte dezentralisierend auf das 
Börsengeschäft dadurch wirken, dass die Erledigung der 
Ordres nicht mehr in derartiger Häufung vorgenommen 
werden wird, wie dies notwendigerweise eintreten muss 
wenn, wie jetzt, in frühen Nachmittagsstunden „etwas 
passiert“ und nun fast ein ganzer Tag bis zur nächsten 
Börse noch offen steht. Dann entlädt sich eben manchmal 
elementar, stossweise eine Bewegung, die bei Bestehen 
einer berliner Abendbörse sich immerhin abschwächen 
könnte, Die ungeheure Ausbreitung, die der Effekten- 
handel in Deutschland in den letzten 10, 20 Jahren ge- 
nommen hat, unterstützt meiner Ansicht nach ebenfalls 
den Wunsch nach Einrichtung zahlreicherer Abendbörsen. 
Es kommt auch hinzu, dass für eine solche Börse bereits 
newyorker Kursmeldungen vorliegen. Bei dem starken 
Interesse, das in Deutschland für amerikanische Werte 
besteht, wird die Möglichkeit, das Niveau der Kurse sofort 
mit dem an der Wallstreet abstimmen zu können, auch 
manchen Vorteil bringen. Dass die Existenz einer zweiten 
Tagesbörse in Berlin auch die Spekulation vermehren kann, 
soll dabei nicht verkannt werden. Vielleicht beschäftigt 
sich die Oeffentlichkeit einmal mit der Idee der Einrichtung 
einer berliner Abendbörse, wie auch die Börsenbehörden 
und die sonstigen zuständigen Instanzen darüber in Er- 
wägungen eintreten sollten.“ 

Börsensteuer bei Erbauseinandersetzungen. 
Herr Wilh. Berghann-Hamburg schreibt: „Ueber die 
Frage, ob und wann die Transaktionen der Börsensteuer 
unterliegen, in denen bei Erbauseinandersetzungen Wert- 
papiere zur Verteilung gelangen, herrscht vielfach Unklar- 


heit. Zu unterscheiden sind zwei Fälle: Die im Nachlass 
befindlichen Wertpapiere sind gleichartig und können unter 
den Miterben nach Verhältnis ihrer Erbteile in Natur 
aufgeteilt werden. Oder die hinterlassenen Effekten sind 
derartig, dass eine Teilung in natura nicht möglich ist. 
Was den ersten Fall anbetrifft, so besagt $ 752 BGB.: 
Die Aufhebung der Gemeinschaft erfolgt durch Teilung 
in Natur, wenn der gemeinschaftliche Gegenstand oder, 
falls mehrere Gegenstände gemeinschaftlich sind, diese sich 
ohne Verminderung des Wertes in gleichartige, den An- 
teilen der Teilhaber entsprechende Teile zerlegen lassen. 
Die Verteilung gleicher Teile unter die Teilnehmer ge- 
schieht durch das Los. — Wer Teilung in Natur verlangt, 
hat die Zerlegbarkeit der gemeinschaftlichen Gegenstände 
ohne Wertminderung zu beweisen.“ Und $ 2042 BGB. 
bestimmt u. a, dass für die Erbauseinandersetzung der 
& 752 Anwendung zu finden hat. Die Teilung in Natur 
wird also erfolgen können, wenn im Nachlass sich mehrere 
gleichartige Papiere befinden, die unter den Erben nach 
Verhältnis ihrer Erbieile in Natur aufgeteilt werden 
können, ohne dass bei der Verteilung ein Rest verbleibt. 
In diesem Fall ist eine Steuerpflicht nicht gegeben, 
da in diesem Vorgang kein obligatorisches Anschaffung- 
geschäft — also nach ständiger Judikatur des Reichs- 
gerichts jedes auf den Erwerb von Eigentum an beweg- 
lichen Sachen gerichtete entgeltliche Vertragsgeschäft — 
zu erblicken ist. Verbleibt indessen bei der Verteilung 
gleichartiger Wertpapiere ein Ueberschuss, so findet der 
§ 752 BGB. keine Anwendung und es ist demzufolge eine 
Versteuerung gegeben auf Grund nachstehender Aus- 
führungen. — Der zweite Fall. Zunächst spricht $ 753 
BGB. aus, dass, wenn die Teilung in Natur ausgeschlossen 
ist, die Aufhebung der Gemeinschaft durch Verkauf des 
gemeinschaftlichen Gegenstandes erfolgt nach den Vor- 
schriften über den Pfandverkauf und durch Teilung des 
Erlöses. $ 2032 BGB. besagt dann weiter, dass, wenn 
der Erblasser mehrere Erben hinterlässt, der Nachlass 
gemeinschaftliches Vermögen der Erben wird. Und $ 2033, 
dass jeder Miterbe über seinen Anteil an dem Nachlass 
verfügen kann. Ueber seinen Anteil an den einzelnen 
Nachlassgegenständen kann ein Miterbe nicht verfügen. 
Infolge dieser Bestimmungen ist abweichend vom gemeinen 
Recht der Grundsatz allgemein zur Geltung gelangt, dass 
den einzelnen Miterben ein Anteil an den einzelnen Nach- 
lassgegenständen nicht zusteht, sondern diese ihnen un- 
geteilt zur gesamten Hand gehören. Es tritt somit 
der einzelne Erbe der Erbengemeinschaft gleich einem 
Dritten gegenüber, und was er von den Nachlassgegen- 
ständen erwirbt, erhält er im ganzen Betrage aus dem 
Vermögen der Gemeinschaft und nicht etwa in Höhe 
seines Erbteils als einem ihm gehörenden Gegenstand. 
Sind nun Wertpapiere, die aus der Nachlassmasse von 
der Gesamtheit der Erben auf einen Miterben übergehen, 
stempelpflichtig? Hierüber hat sich das Reichsgericht in 
einem juristisch gleichliegenden Fall ausgelassen. Es 
handelt sich um die Frage, ob die bei der Auseinander- 
setzung einer offenen Handelsgesellschaft an die einzelnen 
Gesellschafter erfolgende Zuteilung von Wertpapieren, die 
zum Gesellschaftvermögen gehören, ein steuerpflichtiges 
Anschaffunggeschäft im Sinne der Tarifnummer 4 des 
Reichsstempelgesetzes darstellt. Das Reichsgericht führt 
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in dieser Beziehung u. a. aus, dass beim Eigentum zur 
gesamten Hand ein Eigentum des einzelnen weder in der 
Form eines nach Bruchteilen geteilten Miteigentums an 
den einzelnen Stücken des gemeinschaftlichen Vermögens 
noch in der Form eines solchen Miteigentums an dem 
ganzen Inbegriff dieses Vermögens besteht. Werden 
durch einen Vertrag die Wertpapiere zu freiem Sonder- 
eigentum der einzelnen Gesellschafter bestimmt, so liegt 
auch ein auf Erwerb des Eigentums an den Papieren 
gerichtetes Geschäft vor. Das Geschäft ist aber auch ein 
entgeltliches, da die Gesellschafter an Stelle der ihnen 
gesetzlich zustehenden Geldabfindung Wertpapiere erhalten. 
Dieses Geschäft stellt eine Hingabe an Erfüllungsstatt dar, 
also einen entgeltlichen Vertrag. Wie in dem diesem 
Reichsgerichtserkenninis aus dem Jahre 1904 zugrunde 
liegenden Fall wird daher grundsätzlich davon auszugehen 
sein, dass, wenn Wertpapiere einer Nachlassmasse von 
der Gesamtheit der Erben auf einen Miterben übergehen, 
von dem vollen Wert, für den der Erbe das Papier sich 
auf seinen Erbteil anrechnen lässt, der Anschaffungstempel 
gemäss Tarifnummer 4 Reichsstempelgesetz zu erheben 
ist. Voraussetzung ist allerdings, dass, wie es in der 
Regel zutreffen wird, in der Ueberweisung von Nachlass- 
papieren an den Miterben in Anrechnung auf seinen Erb- 
teil im Einzelfall ein obligatorisches Anschaffunggeschäft zu 
erblicken ist. Das Entgelt liegt in diesem Fall in der 
Aufgabe der Anrechte an den anderen Nachlassgegen- 
ständen, es ist darin zu erblicken, dass den Erben ein 
Rechtsanspruch auf Ueberweisung der zugeteilten Stücke 
nicht zusteht. Das Rechtsgeschäft stellt, da die Erben 
nur einen Rechtsanspruch auf Verkauf und Teilung des 
Erlöses haben ($ 753 BGB.), eine Hingabe an Erfüllungs- 
statt, mithin einen entgeltlichen Vertrag dar. Steuer- 
pflichtig ist in diesem Fall das zwischen den Miterben 
und der Masse abgeschlossene Anschaffunggeschäft; über 
jede Erbquote ist eine Note zu wechseln zwischen dem 
Testamentsvollstrecker bzw. dem Nachlass und dem Erben. 
Schliesslich ist noch in diesem Zusammenhang zu er- 
wähnen, dass eine Stempelpflicht nicht vorliegt, wenn die 
Zuteilung von Wertpapieren auf letztwilliger Anordnung, 
also auf einem Vermächtnisse beruht, oder wenn Effekten 
durch die allgemeine Gütergemeinschaft erworben werden, 
da in diesen Fällen kein frei gewolltes Veräusserung- 
geschäft vorliegt.“ 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Was nach der stetigen Steigerung der Devisenkurse 
nicht mehr bezweifelt werden konnte, ist nun in der ver- 
flossenen Woche Tatsache geworden; die Reichsbank hai 
ihren Diskont von 4½ % auf 5% erhöht. Die Beschränkung 
der Aktion auf ½ % lässt erkennen, dass es sich hierbei 
nicht um eine Abwehr übermässigen Kreditbegehrs der 
Geschäftswelt handelt, sondern dass die Rücksicht auf den 
Metallbestand, die ein Anpassen der Rate an die englische 
erheischte, den Ausschlag gegeben hat. Man wird sich 
darüber klar sein müssen, dass ein derartiger Schritt nicht 
viel mehr als eine Demonstration bedeutet, so lange der 
offene Markt und vor allem der Privatdiskontsatz dem 
offiziellen Vorgehen keine Gefolgschaft leisten; denn die 
Stellung der deutschen Valuta richtet, sich in der Haupt- 


Plutus-Merktalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Freitag, 
1. November 


4½ 


Sonnabend, 
2. Novembet 
4/ % 


Montag, 
4. November 


4¼ 0 


Dienstag, 
5. November 


42% 


Mittwoch, 
6. November 


4% % 


Donnerstag, 
7. November 


45 "lo 


Freitag, 
8. November 


4505 0% 


Sonnabend, 
9. November, 


4°) % 


Düsseldorfer 


Börse. — Ironmonger- 
Bericht. — Berlins Getreidebestände. — 
Hamburger Kaffeevorräte. — Oktober- 
ausweise Grosse Berliner Strassenbahn, 
Allgemeine Omnibus- Akt.-Ges., Elek- 
trische Hoch- und Untergrundbahnen, 
Hamburger Strasseneisenbahn, Ham- 
burg-Alionaer Centralbahn. — @.-V.: 
Chocola Plantagen-Ges. — Schluss der 
Umtauschfrist Akt.-Ges. Glückaufschacht, 
Zuzahlungsfrist Landwirtschaftliche 
Creditbank, Bezugsrechts Bürgerliches 
Brauhaus Hannover.“ 


Bankausweıs New York. — Reichsbank- 


ausweis. — DuuringsKaffeestatistik. — 
@.-V.: Stassfurter Chemische Fabriken 
Vorster & Grüneberg, Brauerei Ger- 
mania Hamburg. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aktien Kaliwerke Adolfsglück. 


Essener Börse. — Oktoberausweis Luxem- 
burgische Prinz Heinrichbahn. — G.-Y.: 
Maschinenbau-Akt.-Ges. Starke & Hoff- 
mann, Georgs-Marien-Bergwerks- und 
Hüttenverein, Gehe Akt.-Ges., Königs- 
berger Lagerhaus Akt.-Ges., Stahl & 
Nölke Akt.-Ges. — Schluss des Be- 
zugsrechts Aktien Mechanische Weberei 
Zittau, Bezugsrechts Aktien Deutsch- 
Australische Dampfschiffahrts-Ges. 


Düsseldorfer Börse. — Zahlıag Paris. — 
Oktoberausweis Franzosen, Lombarden. 
— @.-V.: Nienburger Eisengiesserei u. 
Maschinenfabrik. 


Zahltag Wien. — G.- V., Zehlendorf- 
Klein-MachnowerTerrain-Ges.— Schluss 
der Einreichungsfrist Aktien der Werk- 
stätten f. Kunst, 

Essener Börse. — Ironage-Bericht. — 
BankausweiseLondon, Paris. — Oktober- 
ausweis Lübeck-Büchener Eisenbahn- 
Ges. — @.-V.: Consolidirtes Braun- 
kohlenwerk Marie, Ver. Stahlwerke 
v. d. Zypen u. Wissener Hütten, Ost- 
elbische Spritwerke, Maschinenfabrik 
Baum. 


Düsseldorfer Börse. — lı unmonger-Bericht. 
Südafrikanische Goldminenausweise. — 
Transvaal Chamber of Mines. — GV.: 
Baroper Maschinenban-Ges., Sächsische 
Webstuhlfabrik,Gasmotorenfabrik Deutz, 
Spinnerei u. Weberei Hüttenheim- Ben- 
feld, Berlinische Lebensversicherungs- 
Ges. 


Bank usweis New York. — Reichsbank- 
ausweis. — @.-V.: Phönix Bergbau- u. 
Hütten-Ges, Gummiwe ke Voigt & 
Winde, Schlossfabrık Schulte, Gebr. 
Heyl Akt.-Ges. Charlottenburg, Victoria- 
Brauerei Bochum, Moritz Ribbert Akt.- 
Ges. — Zusammenlegungsfrist Ges. f. 
Elektrotechn. Unternehmungen, Schluss 
des Bezugsrechts Aktien Sächsisch- 
Böhmische Portland- Cementfahrik. 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 


Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Breignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 

en. Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 
Berlin vom selben Tag des Vorjahres. 
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Ausserdem zu achten auf: 
Geschäftsberichte der Brauereien. Ge- 
schäftsbericht Siemens-Schuckert. 

Zulassunganträge (in Mill. M.): 
Berlin: 4 4½ % Obl. Elektrizitäts- 
werk Südwest, 1,5 Aktien Emil Koester 
Lederfabrik, 1,5 neue Aktien Alexander- 
werk v. d. Nahmer, 0,6 5% Hyp.-Anl. 
Wunstorfer Portland-Cementwerke. 

Verlosungen: 

5. November: 3%, u. 23/5% Credit 
foncier de France (1879, 1885, 1900), 
4% Pariser 500 Fres. (1875). 10. No- 
vember: 2% Freiburger Staatsbank 
100 Fres. (1895), 4% Pariser 500 Fres. 
(1876). 


sache nach der Relation der Zinssätze des freien Verkehrs 
zu den auswärtigen Plätzen. Aus diesem Grunde muss 
man auch die Steigerung des Satzes nur um 1/,°/, als voll- 
kommen ausreichend ansehen, da bei der Erhöhung um 
ein volles Prozent der private Markt bei der gegenwärtig 
herrschenden Abundanz auch nicht stärker reagiert hätte. 
Der Privatdiskont ist nach der Heraufsetzung der Bank- 
rate von 4¼8% langsam auf 4!/2°/ gestiegen, das war 
der einzige Erfolg, den die Reichsbank zunächst erzielen 
konnte. Dass diese Versteifung ein unmittelbares Nach- 
lassen der Festigkeit am Devisenmarkte bewirken konnte, 
war nach Lage der Verhältnisse kaum zu erwarten, und 
wir sehen auf diesem Gebiete, das von der Aktion der 
Reichsbank speziell beeinflusst werden sollte, zunächst 
keinerlei Wendung. Hierbei ist aber zu berücksichtigen, 
dass im internationalen Markte, abgesehen von Einflüssen 
der Politik, im Augenblick besondere Verhältnisse vorliegen. 

New Vork hat bei der kürzlichen Deroute an den 
europäischen Effektenbörsen enorme Posten amerikanischer 
Valeurs von London aufgenommen, die in der Medio- 
liquidation zur Verschiffung gelangten und, nachdem sie 
jetzt an ihren Bestimmungsort eingetroffen sind, von den 
Käufern bezahlt werden müssen. Hierdurch ist ein starker 
aktueller Bedarf Amerikas für die Sterlingdevise entstanden, 
den New York zum erheblichen Teil von Berlin und 
anderen Plätzen des Kontinents decken lässt, indem es die 
aus dem gegenwärtigen lebhaften Export entstandenen 
Guthaben zur Verrechnung bringt. Hieraus resultiert ein 
allgemeiner grosser Begehr für die Pfunddevise, der bei 
der momentanen Zinskonsiellaiion vorwiegend von Berlin 
aus gedeckt werden muss. Es handelt sich aber ersicht- 
lich hier um eine ganz spezielle Erscheinung, deren Wirkung 
naturgemäss nur eine vorübergehende sein kann. 

Für die Herbeiführung eines normalen Kursverhält- 
nisses zwischen der deutschen und englischen Valuta ist 
allerdings erforderlich, dass die ungewöhnliche Anspannung 
des Diskontmarkies in Lombard Street wieder regulären 
Verhältnissen Platz macht. Augenblicklich bewegt sich 
der englische Privatdiskont trotz unveränderter Abundanz 
im Tagesgeldmarkt ia unmittelbarer Nähe des Banksatzes, 
obgleich in der Goldbewegung keinerlei Veränderungen 
eingetreten sind, die eine Gefahr für die Bank von Eng- 
land bedeuten würden. Naturgemäss ist das Wechsel- 
material der Jahreszeit entsprechend in London jetzt er- 
heblich stärker als vorher, keineswegs aber so ausser- 
ordentlich, um den besonders hohen Stand des Privatdis- 
konts zu rechtfertigen. Hier sind anscheinend die grossen 


Probleme der europäischen Politik, die sich aus der ferneren 
Gestaltung der Balkanverhältnisse ergeben, ein lähmender 
Umstand, und die weitere Entwicklung des Marktes ist 
unter diesen Umständen kaum vorherzusagen, da sachliche 
Faktoren, wie eben erwähnt, zurzeit kaum mitsprechen. 
In der Goldbewegung sind für London gegenwärtig 
eher kleine Fortschritte zu verzeichnen. Die Bank konnte 
in der letzten Zeit erfolgreicher am Barrenmarkte kon- 
kurrieren und erreichte auf diese Weise eine Kompensation 
gegen die von den überseeischen Reflektanten aus ihren 
Kassen beanspruchten Bestände. Ausserdem wird gemeldet 
dass Indien die Verschiffung von zirka zwei Millionen 
Sovereigns nach London beabsichtige. Handelt es sich hier 
auch um keine direkte Verstärkung der Bestände der Bank 
of England, da diese Sendung vermutlich der indischen 
Währungreserve zufliessen wird, so deutet diese Tatsache 
doch darauf hin, dass zurzeit kein dringender Begehr von 
Kalkutta aus besteht. Die ägyptischen Bezüge sind zwar 
noch recht bedeutend, aber man darf annehmen, dass sie 
ihren Höhepunkt bald erreicht haben. Vom Kontinent 
sind die Ansprüche noch immer erheblich. 
Oesterreich-Ungarn hat im Anschluss an die deutsche 
Reichsbank seinen Diskont gleichfalls um ½ % erhöht, 
nachdem sich die Verhältnisse am Devisenmarkt dort in 
ähnlicher Weise entwickelt haben, wie in Berlin. Nach 
der Anspannung im Frübjahr war auch am österreichisch- 
ungarischen Geldmarkte im Laufe der letzten Monate eine 
grössere Entlastung eingetreten, doch keineswegs in dem 
Masse, wie in Deutschland. Aus diesem Grunde konnte 
es für die Bankleitung in Wien keinen Moment zweifelhaft 
sein, dass sie der Berliner Diskonterhöhung einen gleich- 


artigen Schritt folgen lassen musste. Naturgemäss sind 
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Industrie und Handel in der Monarchie durch den Balkan- 
krieg am stärksten beeinflusst, und es ist klar, dass eine 
längere Dauer des Konfliktes hier am schnellsten zu einem 
Sinken der Konjunkturkurve führen mus. Wenn auch 
eine solche Entwicklung letzten Endes eine Entlastung 
des Geldmarktes herbeiführen muss, so bietet doch die 
Uebergangszeit mit ihrer Folgeerscheinung einer Er- 
schütterung des Kredits für weite Kreise der Geschäfts- 
welt, die Möglichkeit entgegengesetzter Gestaltung am 
Geldmarkte. Aus diesem Grunde sind besonders vor- 
sichtige Dispositionen der gemeinsamen Notenbank durch- 
aus erforderlich. 

Die Ultimoliquidation in Berlin zeigt, wie nicht anders 
zu erwarten war, einen ganz erheblichen Rückgang des 
Geldbedarfs, so dass die Rate für Ultimogeld bis zum 
letzten Moment 4% bis 47/,%, nicht überschritt. Natur- 
gemäss war die ganze Entwicklung erheblich von den 
vorhergegangenen Ereignissen beeinflusst, indem die Geld- 
geber die Depot-Bedingungen verschärften, und einem Teil 
ihrer Kontrahenten den Umfarg der Darlehen gegen 
früher erheblich beschnitten. Im übrigen blieb der Markt 
sind erselben abundanten Verfassung, die ihn schon länger 
Zeit charakterisiert; tägliches Geld notierte nominell etwa 
2°/,, wobei jedoch ganz bedeutende Summen mangels 
genügender Nachfrage völlig unplaziert bleiben müssen. 
Es ist kaum anzunehmen. dass dieses Verhältnis im neuen 
Monat eine wesentliche erfährt, da der 
Ultimo sicher nicht alle verfügbaren Beträge absorbieren 
wird. Nur ein Umschwung in der Börsentendenz mit 
einer Belebung des Verkehrs im Kassamarkte würde in 
diesem Zustande eine Wendung herbeiführen. 


Veränderung 


Justus. 


Plutus-Archiv. 
Waren des (Welthandels. 


Seide.“) 


Der Maulbeerbaum liefert das beste und meiste 
Laub für Raupenfutter in seinem 20.—40. Lebens- 
jabre, und zwar 100—125 kg Laubblätter pro Jahr. 
Aus einer einzigen Unze Raupeneier gehen aber 
nicht weniger als 36 000 Stück Raupen hervor, die 
während ihrer Lebensdauer theoretisch 700 kg Laub 
verbrauchen. 

Man hat berechnet, dass ohne Schädigung 
ihres Wuchses für die genannte Raupenmenge das 
Laub von 20 20jährigen, 18 25jährigen oder 16 
30—40 jährigen Maulbeerbäumen erforderlich ist. Be- 
vorzugt werden von den Raupen die an 

Phosphorsäure und Magnesia reichhaltigen 
jungen Blätter. In Ländern, in denen der Maulbeer- 
baum nicht angepflanzt ist, hat man auch zahlreiche 
andere 

Nahrungersatzmittel für die Raupen ver- 
sucht und angewandt, von denen einige, wie 2. B. 
der Papierbaum, die Schwarzwurzel, die Ramie u. a. 
der Raupe zuträglich waren und ihre Spinnprodukte 
in keiner Weise verschlechtern. Die Raupen kriechen 
aus den Eiern, die der Schmetterling im Jahr vor- 


1) Siehe Plutus Seite 764, 784, 850. 


her legte, im nächsien Frühjahr aus, müssen also 
überwintern, was für die Zucht zu beachten ist, da 
man die 

Ueberwinterung künstlich nachahmt (Ein- 
bringung in Eiskammern). So ist es möglich, unter 
Anwendung dieser künstlichen Ueberwinterung, der 
man dann eine erhöhte Temperatur folgen lässt, die 
Eier bereits 15—20 Tage nach der Ablage durch 
den Schmetterling auszubrüten. Die Möglichkeit, 
die Eier in jedem gewünschten Augenblick zur Ent- 
wicklung zu bringen, gestattet im Jahre mehrere 
Ernten oder Generationen, andererseits lässt sich bei 
verspäteter oder schlechter Blätterernte das Aus- 
kriechen der Raupen auf einen geeigneten Moment 
verlegen oder zusammendrängen. Das 

Auskriechen der Raupen findet bei 20— 26°C. 
statt und bedarf ausserdem eines bestimmten Feuchtig- 
keitgrades. Alie diese natürlichen Faktoren, die 
man seit langer Zeit auf das genaueste beobachtet 
hat, werden mit künstlichen 

Brut- und Aufzuchtapparaten entsprechend 
nachgeahmt bzw. in den Wırkungen gesteigert. 


(Fortsetzung folgt.) 
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Meue Literatur der Oolltswirtſchaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die bier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders za 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen Vorein- 
sendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Wasser-Elektrizitätwerke insbesondere die Kon- 
zessıonen und deren Gebühr mit bezüglicher schweiz. 
Statistik. Von Dr. Georg Wettstein, R.-A. in Zürich I. 
Preis geh. 4,20 #. Zürich und Leipzig 1912, Verlag 
von Rascher & Cie. 

Einleitung. — Die drei Systeme A, B und C des 
Staats-, des gemischten und des Privatbetriebes. — Die 
Konzession. — Die Konzessionsgebühr. — Schlussbeispiel. 
— Statistische Tabellen. 


Handels-Hochschule Berlin. Vorlesungen und Uebungen 
im Winter-Semester 1912/13. Preis 0,30 A. Verlag von 
Georg Reimer, Berlin W. 35. 

Lehrkörper. — Institute und Seminare, — Verzeichnis 
der Vorlesungen und Uebungen. — Stunden-Uebersicht. 
Angaben, betr. Adressen, Aufnahmebedingungen und Ge- 
bühren, ausführlichere Programmschrift, Beginn der Vor- 
lesungen usw. 


Generalversammiungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaff gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Actienbrauerei Augsburg, Augsburg, 9. 11., 
6. 11., 22. 10. è Actienbrauerei Ludwigshafen a. Rh., 
Ludwigshafen, 14. 11, 13. 11., 21. 10. „ A.-G. 
Brauverein, Gera, 14. 11, —, 25. 10. èe A.-G. 


Emscherhütte, Eisengiesserei und Maschinenfabrik, 
vorm. Heinr. Horlohe, Duisburg-Ruhrort, 12. II., 
6. 11., 19. 10. e A.-G. Gesellschaftshaus Ludwigs- 
hafen a. Rh., 14. 11, —, 21. 10. „ A.-G. Hotel 
Fürstenhof, Hannover, 13. 11., 9. 11., 22. 10. 
A.-G. Oberbilker Stahlwerk vorm. C. Poensgen, 
Giesbers & Cie., Düsseldorf, 16. 11., 13. 11., 17. 9. 
e A.-G. Rolandshütte, Siegen, 16. 11., 10. 11., 22. 10. 
è A.-G. für Bürsten-Industrie vorm. C. H. Roegner, 
Striegau i. Schl., u. D. J. Dukas, Freiburg I. B., 
Breslau, 14. 11., 9. 11., 19. 10. e A.-G. für Fabri- 
kation von Eisenbahnmaterial, Görlitz, 16. 11., 
15. 11, 24. 10. e Actien-Malzfabrik Nienburg, 
Nienburg, 13 , 10 

Baltische Versicherungs-Actien-Bank, Rostock, 
15. 11., —, 21. 10. ə Bavaria-Brauerei, Hamburg, 
Dat 9711, 19, 10988 Bayerische PASG ün 
chemische und landwirtschaftlich-chemische Fabri- 
kate, München, 16. 11., 13. 11., 24. 10. e Baye- 
rische Bierbrauerei, Lichtenfels, 16. 11., —, 10.10. 
è Berliner Elektricitätswerke, A.-G., Berlin, 12. 11., 
6. 11, 18: 10. „Berlinische Lebens-Versicherungs- 
Gesellschaft, Berlin, 8. 11, 6. 11., 24. 10. 
Brasilianische Bank für Deutschland, Hamburg, 
14. 11., 11. 11., 15. 10. e Brauereigesellschaft zum 
Engel, vorm. Chr. Hofmann, A.-G., Heidelberg, 
14. 11., 11. 11., 19. 10. e Brauhaus Essen, A.-G., 
Frankfurt a. M., 16. 11., 13. 11., 21. 10. e Bürger- 
bräu Ludwigshafen a. Rh., Ludwigshafen a. Rh., 
12117 e e e 

H. Cegielski, A.-G., Posen, 12. 11., —, 23. 10. 
è Chemische Werke vorm. Dr. Heinrich Byk, 
Berlin, 15. 11., 12. 11., 24. 10. e Cöln-Müsener 
Bergwerks-Actien-Verein, Cöln, 12. 11., —, 4. 10. 
e Consum-Verein Antonienhütte A.-G., Beuthen 
(OPS DNS a i 

Dresdner Malzfabrik vorm. Paul König, Dresden, 
16. 11., 13. 11., 22. 10. e Gustave Ducland Nachf., 


25 


A.-G., Berlin, 15. 11, —, 21. 10. „ Dülkener 
3 been, er IE Aa, 
10. 

Eisen- und Stahlwerk Hoesch, A.-G., Dort- 


mund, 12. 11., 6. 11., 16. 10. Eisenwerke Gagge- 
nan A-G Gapsenan AE Sa: te! 


Farbwerke, A.-G., Düsseldorf, 16. 11, —, 
25. 10. e H. Fuchs, Waggonfabrik, A.-G., Rohr- 
Bach, 11. II., 8. I, 8. 10 

Gas- und Elektricitätswerke Vaals (Nieder- 
lande), A.-G., Bremen, 13. 11, 9. 11., 21. 10. 

Hessisch - Rheinischer Bergbau- Verein, Berlin, 
II, 21 10. e Hotel. Kaiserhof K. i. E., 


Duisburg-Ruhrort, 16. 11, 12. 11., 14. 10. 


Ilfelder Talbrauerei, A.-G., Nordhausen, 15. 11. 
12. 11., 25. 10. ə Insterburger Actien- Spinnerei, 
Sean 11, 10 11, 21 10. 
Kleinbahn-A.-G. Marienwerder, Danzig, 15. 11. 
23. 10. e Kleinbahn- A.-G. Thorn-Scharnau, 
Thorn, 15. 11., —, 22. 10. 

Lothringer Eisenwerke, Ars a. d. Mosel, Metz, 
r ie <a einer Hütten- 
Verein Aumetz-Friede, Kneuttingen, 30. 10., 25.10., 
2110. 

Maschinenbau-Anstalt Humboldt, Cöln, 12.11., 
5. 11., 17. 10. e Maschinenfabrik J. Banning, A.-G., 
Hamm (Westf.), 14. 11, —, 15. 10. e Maschinen- 
fabrik und Mühlenbauanstalt G. Luther, A.-G., 
Braunschweig, 12. 11., 10. 11., 21. 10. „ Mecha- 
nische Weberei Zell i. W., 11. 11., 8. 11., 7. 10. 
Neunkircher Thonwerke, A.-G., Neunkirchen, 
Ill, E eee ld: 

Ohlauer Kleinbahn, A.-G., Ohlau, 12. 11., 9.11., 
10. 

Panzer-Act.-Ges., Berlin, 16. 11., 12 Si 
10. J. Pohlig, A.-G., Cöln, 16. II., 11. II., 
23. 10. Porzellanfabrik Schirnding, A.-G., Schirn- 
ding, 11. 11., 7. 11., 10. 10. e Provinzialbank, 
Kommandit-Ges. auf Actien, Kolmar i. Pos., 16. 11., 
151722310! 

Rositzer Braunkohlenwerke, A.-G., Altenburg, 
L ee e ee e ee 
ite l 23010: 

Sächsische Holzindustrie- Gesellschaft i. Liqu., 
Dresden, 11. 11., —, 23. 10. e Sächsische Ma- 
schinenfabrik vorm. Rich. Hartmann, A.-G., Chem- 
nitz, 13. 11., 9. 11., 19. 10. e Siegener Maschinen- 
bau-A.-G. vorm. A. u. H. Oechelhaeuser, Siegen, 
11. 11., 8. 11., 18. 10. e Söhrebahn-A.-G., Wellerode, 
Cassel, 9. 11., —, 24. 10. e Spinnerei und Weberei 
Schönen e e e e 8.711. 7.10. 

Schlesische Cellulose- und Papierfabriken, A.-G., 
Cunnersdorf (Riesengebirge), 16. 11., 10. 11., 12. 10. 
e Schwelmer Eisenwerk Müller & Co., Act.-Ges., 
oln e ee e, e e ee 

Stadthalle Königsberg i. Pr., A.-G., 
Daras i Bin e MOA ee ie e 10: 

Tempelhofer Feld- A.- G. für Grundstücks- 
verwertung, Berlin, 13. 11, 9. 11., 14. 10. 

Vereinigte Chemische Fabriken zu Leopoldshall, 
e erlin e ile i e 223. 10870 = Vereins? 
brauerei Jüterbog, A.-G., Jüterbog, 14. 11., 14. 11., 
22 10. 

Weilerthaler Baumwollspinnerei, A.-G., Weiler 
(Unterelsass), 13. 11., 10. 11., 18. 10. e Wessel- 
mann-Bohrer-Compagnie, A.-G., Gera-Untermhaus, 


16. 
14. 
1 


Königs- 


16. 11., —, 24. 10. e Weyersberg, Kirschbaum 
& Cie, A.-G. für Waffen- und Fahrradteile, 
Solingen, 16. 11., 9. 11., 9. 10. 


Zuckerraffinerie Magdeburg, A.-G., Magdeburg, 
135-116, 9251127. 10: 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Kante in Oharlottenburg. 


Die Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 
der Redaktion und des Herausgebers, 


Essener Credit-Anstalt In Essen-Ruhr. 


Ewelgniederlassungen in: Altenessen, Bocholt, 
Bochum, Dorsten I. W., Dortmund, Dulsburg, 
B.-Ruhrort, Gelsenkirchen, Hamborn, Herne, 


a. Rh., Iserlohn, Lünen a. d. ne 


Mülhelm-Ruhr, Münster I. W., Oberhausen(Rh 
Recklinghausen, Wanne, Wesel u. Witten. 
Aktien-Kapital und Reserven Mark 95 000 000. 

Telegramm-Adresse: Creditanstalt. [4504 
Fernsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 194, 195, 


431, 635, 607, 611, 612, 742 und 844. 
Im freien Verkehr ermittelte Kurse 
vom 29. Okt. 1912 abgeschlossen 6 Uhr abendr. 
| Ge- | Ange- 
sucht| boten 
Kohlen. 
Adler bei Kupferdreh 4200! 4350 
Altes FSH 1425| 1500 
Blankenburg ...... 2100| 2300 
Brassert 1170012200 
Carolus Magnus 6500 7000 
Constantin der G .. . — 48200 
Deutschland b. Hassl. . | — | — 
Diergardig. + ( l 3300| 3375 
Dorstfeld. 12000/12700 
El a — 47500 
Friedrich der Grosse. 2700028500 
Gottess egen 2450| 2550 
Graf Bismarck — 62000 
Graf Schwerin 270013 100 
Heiter 5100| 5300 
Helene & Amalie . 1870019000 
Hermann I/III (3000 Kuxe) 4250 4350 
Johann Deimelsberg . || 6400! 6700 
Königin Elisabeth . 2700027500 
König Ludwig 2950031500 
Langenbrahm ...... 2010020800 
Denise 28200292 0 
Mont Cenis 17900018300 
Neuessen Act. ..... — = 
Bespelie 7.40.02. r 2325 2400 
Schürb. & Charlottbg. . . || 1650| 1750 
Trier (3000 Kuze) .. . . || 6000| 6200 
Unser Fritz... . = %r. 21000|23060 
Westfalen (10 000 Kuxe) 875 925 
Braunkohlen. 
Bellerhammer Brk. .. || 1600| 1700 
Gern!!! 850 925 
Gute Hoffnung 4900| 5100 
Ehümboldt un ee 1350| 1400 
Leonhard asi. 0. 20 7800| 8000 
Eucherberg me AN 2550| 2650 
Miche! 7300| 7500 
Neem! 8 2250| 2350 
IReRISerL reg PE l — 
Schallmauer, Braunk. . . || 3225| 3300 
Kali-Kuxe und -Anteile. 
Alexandershall ..... 9600 9909 
Aller Nordstern .... .. 1750| 1825 
Beines; 6500! 6800 
Bergmannssegen 6400 6600 
Burbach meian 4000| 14310 
Earksfund e 6000 6100 
Gänge ge 1750| 1850 
Garlshall I o 2.2. 2500| 2600 
Deutschland, Justenbg. . || 3900| 4200 
Einigkeit oe er ake TT 5600! 5800 
Fallersleben 1300! 1400 


Felsenfest 
Gebra 
Glückauf, Sondershausen 
Grossherz. v. Sachsen. . 
Günthershall . 
Hannovðer 
Hansa Silberberg 
Hedwig 
Heiligenmühle 
Heiligenroda 
Heimboldshausen 
Heldrungen 
Heldrungen II 
Herfa 
Heringen 
Hermann IiliI. 
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Hugo 
Hüpstedt 
Immenrode 


Mariaglück 
«!! Ar 
Neurode 
Neusollstedt 
Neustassfurt 
Ransbach 
Reichenhall .. 
Rossleben 
Rothenberg 
Sachsen-Weimar 
Salzmundeg gen ee en 
Siegfried I 
Thüringens ey... 
Volkenroda 
Walbeck 
Walter 
Wilhelmine 
Wilhelmshall 
Wintershall 


Kali-Aktien. 
Adler Kali werke 
Adolfsglück 
Bismarcksh all 
Hallesche Kaliwerke 
Hattorf 
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Justus Act. 
Krügershall 
Ludwigshall 
Ronnenberg Act. 
Sl ee. 
Teutonia 


Erzkuxe. 
Apfelbaumer Zug ... 
Eiserner Union 
Fernie 
Freier Grunder Bgw. V. 
Henriette 
Louise Brauneisenst. . . 
Neue Hoffnung 
Wilhelmine 


1 > 
ceu j Londoner Börsenkurse 
1900| 1975 mitgeteilt von [4903 
4300 — 
"o 50 M. Marx & Co. 
4750 4850 Gresham House, London E. O. 
— 225 Filiale Berlin: Behrenstr. 48. 
2280 1800 Amerikaner. 
1475| 1550 21. 10. | 28. 00. 
8600! 8800 | Atchisons . . .... . 1121 111 
1000 1100 | Baltimore and Ohio : : 10 108% 
750 800 Canadian Pacific . .. . 273%/, | 2681/2 
Erie Common 37 84508 
950| 1025 | Missouri, Kansas and Texas 30 281); 
22 1500 Soutbern Railway... . 307% 29½ 
00 , e, | 
sA nion Pacifeh s sas h 
1900| 2000 | U. S. Steet Corp. . | . so Tiha 
Gra k i EBETE ai 61 6 
6268 500 E 52½ 517, 
— en Hinen. 
4200 850 Südafrikaner und Rhodesier. 
4600| 4750 Brakpann - EUR 3 
Cinderella Cons. 11 1 
9300| 196001 nate sa 250% | ara, 
1300| 1400 | East Rand Prop. 21/1 2292 
2800 2900 Bu Banket . 116 15/3 
Geduld Fa m En S s 11. 1¹ 
— |150 Gen Mining and Finance. 11 1 A 
3350| 3450 | Gold Fields Ord. . . . . 372 3 
— 13000 e D EUR 
i i a 15 1 
825 900] £ gi er en ee z 18 2 10 
700 750 Modder ten u . 
516 8 
2 — [Fi T 24 15710 
2900| 3000 Rand Mines :: 9% | Saa 
— 7500 South West Atriea . . 25% | 28/6 
6300 6500 | Transvaal North 10/6 10/6 
5850| 6100 Tanganyika Cons. 27-116 257 7 
3500| 3650 Witwatersrand Deep. . . 21716 21 
6500 6800 Diamant, Kupfer u. andere. 
5000| 5500 | Amalgamated © . 91% | 831 
1200111275 Wee a l a E 
k i j 
1500 1600 | De Beere Dak r. I | Sha 1, 
11009 79909 ESB 2 2716 
Golden Horseshoe 21g 21/3 
M t Lyell Mining 23/6 23/8 
Moni N Walilaroo i 5 
80%, 82% 5 10/6 Fly gas e i 11 3 5 
rein gr. TN EOT 
a 99 io RE 72%. 72% 
55% 57% Zinn-Werte. 
113% 116% | Anglo Continental. un 75 
61° 6 630% Bisichi kin 178 1710 
100 „1020 Nigerian Tin Corp. 14 13/1 
lo | Rayfield New. . . ... 15/1 Xd. 27% 
128% 130% | Tomma cin 1/0 
68° | 710/ 
115%/,|118%, Fremde Werte. 
64% 66% | Engl. Consols 2½9 732% 734a 
81% 830 Brazilianer 1889. 821/3 821/3 
3 o e a Ar 48 48 
J 1905 4 84 8⁴¹ 
550 625 Mexikaner 5% Te 99, 95% 
P: Al ee u a 103 10 
BOAO por e,, see 51 
3300| 3375 Prov. of Buenos Aires 3½96 67! 67 
400) 475 Die Rede des französischen Minister- 
1375| 1475 | präsidenten Poincaré hate eine al gemeine 
1850| 1900 | Zurückhaltung und Abbröckeln der Kurse 
115 140 zur. Folge. Amerikaner allein sind stetig, 
1200| 1275 während ee und Kupferwerte Kurs- 
9 l einbussen erlitten. 


Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftawelt“ und für den Inseratenteil: M. Hauschrer, Barlin. 
Druck von Pass & Garleb G. m. b. H., Berlin W. 57, Billowatrasse 6 


